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Prävention Gesundheit im Betrieb
Unfallversicherungsrecht Fusionsprozesse 
 erfolgreich steuern (Teil 2)

Das UVMG: 
Eine erste Bilanz



Liebe Leserin,
lieber Leser,

der Frühling bringt uns nicht nur die ersehnte Wärme 
nach einem langen Winter, er bringt auch Klarheit 
über die Pläne der Bundesregierung zur Vollendung 
der Organisationsreform bei den Berufsgenossen-
schaften. Vorfahrt für die Selbstverwaltung – das 
ist der Grundtenor, der unter Beibehaltung des Ziels 
der neun Träger nochmals anklingt. Den größten Teil 
des Weges sind wir bereits erfolgreich gegangen. Am 
1. Januar 2010 waren es noch 13 gewerbliche Träger. 
Im jetzt vorliegenden Gesetzentwurf zur Änderung 
des Sozialgesetzbuchs VII werden mehrere Berufsge-
nossenschaften konkret zur Fusion spätestens zum 
1. Januar des nächsten Jahres aufgefordert. Diese zu-
sätzliche Frist dürfen und werden wir nicht unge-
nutzt verstreichen lassen! Das schulden wir Unter-
nehmern, Versicherten und nicht zuletzt uns selbst. 
Wir stehen gemeinsam gegenüber dem Gesetzgeber 
im Wort und müssen darauf bedacht sein, kein Vertrauen zu verspielen.

Und auch die bereits vollzogenen Fusionen gilt es mit Leben zu füllen. Konstruktive 
Anregung dazu gibt unsere zweiteilige Reihe „Fusionsprozesse erfolgreich steuern“, 
die in dieser Ausgabe fortgesetzt wird. 

Das Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Unfallver-
sicherung (UVMG) sieht neben den Fusionen auch organi-
satorische Verbesserungen im Arbeitsschutz vor. Bund und 

Länder arbeiten mit der Unfallversicherung verstärkt auf einer gesetzlich geregelten 
Basis übergreifend und koordiniert in der Prävention zusammen. Die Beteiligten ha-
ben dazu Handlungsfelder mit Präventionsschwerpunkten ausgewählt. Anhand die-
ser führen sie eine Reihe von Arbeitsprogrammen durch, die nachweisbare Erfolge 
im betrieblichen Arbeitsschutz erwarten lassen. In diesem Heft beleuchten wir die 
Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie vor allem auch aus rechtlicher Pers-
pektive. Eine Zwischenbilanz soll im Lauf des Jahres folgen. 

Zunächst aber wünsche ich Ihnen eine anregende Lektüre dieser Ausgabe von 
DGUV Forum. 

Mit den besten Grüßen
Ihr

Dr. Joachim Breuer
Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung

„Die bereits vollzogenen Fusionen
gilt es mit Leben zu füllen.“
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„Die innovativen und ehrgeizigen Gewin-
nerbeiträge aus Frankreich und Deutsch-
land sowie die verschiedenen Einreichun-
gen aus der ganzen Region sind ein Beleg 
für die bemerkenswerte Fähigkeit der Insti-
tutionen der sozialen Sicherheit, ihre Leis-
tungsfähigkeit und ihre Dienste auf neue 
Anforderungen abzustimmen und zu ver-
bessern.“

Kurzarbeit lässt Zahl der Arbeitsunfälle 2009 deutlich sinken
In Deutschland hat es im vergangenen Jahr deutlich weniger 
meldepfl ichtige Arbeitsunfälle gegeben. Die absolute Zahl der 
Arbeitsunfälle lag bei 898.376, ein Minus von 7,5 Prozent gegen-
über 2008. Die Zahl der Wegeunfälle stieg dagegen leicht an. 

„Hauptursache für die starke Abnahme der Arbeitsunfälle ist 
wahrscheinlich die Kurzarbeit“, sagt der Hauptgeschäftsführer 
der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung, Dr. Joachim 
Breuer. Zwar lägen hierzu noch keine abschließenden Zahlen 
vor. Ein Indikator sei jedoch, dass die Zahl der durchschnittlich 
von einem Beschäftigten im Jahr 2009 geleisteten Arbeitsstun-
den verglichen mit 2008 um 40 Stunden gesunken sei. 

Rückgänge gab es auch bei den tödlichen Unfällen sowie bei den 
Schul- und Schulwegunfällen. Unfallkassen und Gemeindeun-
fallversicherungsverbände verzeichneten insgesamt 1.242.266 
meldepfl ichtige Schulunfälle, ein Rückgang um 6,8 Prozent ge-
genüber dem Vorjahr. Auf dem Weg zur Bildungsstätte ereigne-
ten sich 114.825 Unfälle – ein Minus von 3,2 Prozent. Die Zahl der 
tödlichen Schülerunfälle fi el um 22 auf 54.

„Diese Rückgänge sind erfreulich, aber wir wollen noch besser 
werden“, so Breuer. „Ein Mittel dazu ist unsere Präventionskam-
pagne ‚Risiko raus!‘, mit der wir unter anderem für mehr Sicher-
heit für Fahrradfahrer werben.“ 

Verleihung der internationalen Preise für soziale Sicherheit 

Institutionen der sozialen Sicherheit aus 
Frankreich und Deutschland haben für ih-
re „innovativen und ehrgeizigen“ Projekte 
zur Verbesserung der Dienste der sozialen 
Sicherheit den „Preis für gute Praxis in 
Europa“ gewonnen. Dies verkündete die 
Internationale Vereinigung für soziale Si-
cherheit (IVSS) Anfang März 2010 anläss-
lich eines Festakts in Warschau. 

Die französische Landeskasse für Famili-
enzulagen erhielt den Preis für die Schaf-

fung ihrer Website www.mon-enfant.fr.
Gleichrangig zeichnete die IVSS die 
deutsche Berufsgenossenschaft Handel 
und Warendistribution (BGHW) für ihre 
Mitarbeiter-Informations- und Wissens-
plattform aus. 

In einer Ansprache während der Preisver-
leihung für gute Praxis im Rahmen des 
Regionalforums für soziale Sicherheit in 
Europa gratulierte IVSS-Generalsekretär 
Hans-Horst Konkolewsky den Preisträgern:

!
 www.issa.int / goodpractices 

Hans-Jürgen Schreiber (li.) und Sven Königer (Mi.), BGHW, nehmen den „Preis für gute Praxis in Europa“ entgegen 
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Über die Zukunft der berufl ichen Rehabilitation diskutierten 
am 21. und 22. Januar 2010 in Potsdam mehr als 160 Teilnehmer 
aus Politik, Sozialverbänden, Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
organisationen sowie Mitarbeiter von Reha-Trägern und Leis-
tungserbringern. 

Ziel von RehaFutur ist es, die berufl iche Rehabilitation Erwach-
sener in der Bundesrepublik weiterzuentwickeln und zukunfts-
sicher zu gestalten. Die 2007 vom Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales (BMAS) begleitend ins Leben gerufene wissen-
schaftliche Fachgruppe hatte hierzu in ihrem 2009 vorgelegten 
Bericht acht Handlungsfelder identifi ziert und beschrieben. 

Dr. Andreas Kranig von der Deutschen Gesetzlichen Unfallver-
sicherung (DGUV) bezeichnete den Bericht der Fachgruppe als 
„stimmige Analyse“ der Strukturen der berufl ichen Teilhabe. In 
vieler Hinsicht bestätige er die Praxis der gesetzlichen Unfall-
versicherung. Leitgedanke einer erfolgreichen Rehabilitation ist 

es, den Betroff enen die größtmögliche 
gesellschaftliche Teilhabe und Selbst-
bestimmung zu ermöglichen. Ein stär-
keres Augenmerk soll deshalb künftig 
darauf gelegt werden, die Selbstverant-
wortung des Einzelnen zu fördern. 

Am Ende der Tagung ließen sich die 
Ergebnisse in vier Kernfeldern zu-
sammenfassen: „Selbstbestimmung 
einschließlich Beratung“, „Steue-
rung des Eingliederungsprozesses“, 
„Forschung und Entwicklung“ und 
„Beruf und Arbeitswelt“. Hierzu sol-
len Arbeitsgruppen bis zum Jahr 2011 
Vorschläge entwickeln. Die DGUV und 
ihre Mitglieder beteiligen sich aktiv an 
diesem Prozess.

Erfolgreicher Au� aktworkshop zu RehaFutur

Die Träger von RehaFutur
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DGUV-Symposium „Arbeitsschutzmanagement
– mit System sicher zum Erfolg“
Arbeitsschutzmanagementsysteme 
(AMS) bieten für jedes Unternehmen 
– egal ob groß oder mittelständisch –
passgenaue, praktikable Lösungen 
zur systematischen Organisation des 
Arbeitsschutzes. Sie steigern so die 
Wettbewerbsfähigkeit des Betriebs. 
Mit dieser Botschaft startete das DGUV-
Symposium „Arbeitsschutzmanage-
ment – mit System sicher zum Erfolg“
am 15. März 2010 in Berlin.

Praxis statt Theorie war das Motto der 
Veranstaltung, die sich direkt an Unter-
nehmer und Führungskräfte aller Bran-
chen und Betriebsgrößen richtete und 
ein buntes Spektrum an AMS-Beispie-
len bot. Es wurde dargestellt, wie die 

Unfallversicherungsträger die Betriebe 
auf diesem Gebiet unterstützen.

Alexander Gunkel, Mitglied der Hauptge-
schäftsführung der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA), unterstrich in seinem Grußwort 
die Bedeutung einer branchen- und 
betriebsgrößenspezifischen Umset-
zung von Arbeitsschutzmanagement-
systemen. Er betonte: „Der Grundsatz 
‚One size fi ts all‘ gilt hier gerade nicht.“ 

Initiiert hat das Symposium der Fach-
ausschuss „Organisation des Arbeits-
schutzes“ der DGUV. Dort erarbeiten 
Experten der Berufsgenossenschaften 
und Unfallkassen gemeinsam mit Bund, 

Ländern, Sozialpartnern und Verbänden
innovative Lösungen zur Prävention als 
Führungsaufgabe.

!
 www.dguv.de > Webcode: d96479

Das Gütesiegel bestätigt die Wirksam-
keit eines betrieblichen Arbeitsschutz-
managementsystems
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Zur Präventionskampagne „Risiko 
raus!“, die das sichere Fahren und Trans-
portieren zum Inhalt hat, wurde ein neu-
er NAPO-Film produziert. Die Motive die-
ser Kampagne zeigen Situationen in der 
Zehntelsekunde vor einem Unfall, wo-
bei ein Akteur jeweils als kopfl ose Per-

son dargestellt wird. Damit wird eine 
der häufi gsten Unfallursachen auf 

den Punkt gebracht: unüber-
legtes und somit kopfl oses 

Verhalten. Die Macher der 
computeranimierten Zei-
chentrickfigur NAPO ha-

ben diese Kopfl osidee aufge-
griff en und lassen NAPO in drei Szenen 
ebenfalls kopfl os agieren.

Szene 1: Das Plakat
NAPO fährt mit einem Gabelstapler 
durch den Betrieb und wird beim An-
blick eines Posters abgelenkt. Das kann 
natürlich nicht gutgehen.

Szene 2: Die Ladung
Wegen Zeitdrucks von Seiten des Chefs 
sichert NAPO nicht alle geladenen Kisten 
auf seinem Lkw. Sein Kopf ist noch bei 
der Diskussion mit dem Chef, und man 
ahnt schon, was beim ersten Bremsen 
passiert. Der Chef, auch kopfl os unter-
wegs wegen der Diskussion mit NAPO, 
wird in den Unfall verwickelt.

Szene 3: Der Großau� rag
Ein eiliger Großauftrag lässt alle Sicher-
heitsmaßnahmen hinten anstehen. Ab-
gelenkt durch den Auftrag geht der Chef 
kopfl os durch den Betrieb, ohne das ge-
fährliche Tun der Beschäftigten zu re-
gistrieren. Auch das kann nicht lange 
gutgehen.

NAPO in „Wo ist mein Kopf?“

!
 Der neue NAPO-Film steht zum Herunter-
 laden auf der Kampagnenhomepage: 
 www.risiko-raus.de

Faire und sichere Zeitarbeit – ein Modell mit Zukun� 
Über 100 Verbandsvertreter, Unterneh-
mer und Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
tauschten sich beim 3. Branchentreff  Zeit-
arbeit der Verwaltungs-Berufsgenossen-
schaft (VBG) im Landschaftspark Duis-
burg-Nord über aktuelle Trends aus: Wie 
kann die Zahl der Arbeitsunfälle weiter 
gesenkt oder der Wandel des Arbeitsmark-
tes genutzt werden? Auch ein Blick zum 
Nachbarn fehlte nicht: Wie ist die Zeitar-
beit in den Niederlanden aufgestellt? 

Neben mehreren Zeitarbeitsunternehmern 
referierten auch Werner Stolz, der Haupt-
geschäftsführer des Interessenverbands 
Deutscher Zeitarbeitsunternehmen e. V. 
(iGZ), und Manuela Gnauck-Stuwe, die 
VBG-Zeitarbeitsexpertin. Sie präsentierte 
den Vertretern der Zeitarbeitsbranche das 
Beitragszuschlagsverfahren der VBG. 

Sinkende Unfallzahlen zeigen, dass der 
Gesundheitsschutz der Beschäftigten in 

der Branche immer stärker an Bedeutung 
gewinnt – das spiegelte sich auch beim 
Branchentreff  wider: Vor allem die Beiträ-
ge, die den Arbeitsschutz thematisierten, 
weckten das Interesse der Besucher. „Wir 
merken, dass die Nachfrage nach unseren 
Präventionsangeboten und nach unserem 
Zertifi kat ‚AMS – Arbeitsschutz mit System‘ 
steigt“, freut sich Margarete Krause, Leite-
rin der VBG-Bezirksverwaltung Duisburg 
und Organisatorin des Branchentreff s. 

Frauen und Gesundheit bei der Arbeit
Anlässlich des Internationalen Frauentages am 8. März 2010 
machte die Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz (OSHA) erneut auf geschlechtsspezifi sche 
Probleme und Aspekte bei Sicherheit und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz aufmerksam: Etwa 42 Prozent der erwerbstätigen 
Bevölkerung der EU sind Frauen. Doch Männer und Frauen sind 
nicht identisch, und die Arbeiten, die sie verrichten, und auch 
ihre Arbeitsbedingungen sind nicht die gleichen.

Die OSHA betont, wie wichtig es ist, die Unterschiede anzuer-
kennen. In Bezug auf Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der 
Arbeit plädiert sie für einen geschlechterspezifi schen Ansatz. 

Zur Präventionskampagne „Risiko 
raus!“, die das sichere Fahren und Trans-
portieren zum Inhalt hat, wurde ein neu-
er NAPO-Film produziert. Die Motive die-
ser Kampagne zeigen Situationen in der 
Zehntelsekunde vor einem Unfall, wo-
bei ein Akteur jeweils als kopfl ose Per-

son dargestellt wird. Damit wird eine 
der häufi gsten Unfallursachen auf 

den Punkt gebracht: unüber-
legtes und somit kopfl oses 

Verhalten. Die Macher der 
computeranimierten Zei-
chentrickfigur NAPO ha-

ben diese Kopfl osidee aufge-
griff en und lassen NAPO in drei Szenen 
ebenfalls kopfl os agieren.

Szene 1: Das Plakat
NAPO fährt mit einem Gabelstapler 
durch den Betrieb und wird beim An-
blick eines Posters abgelenkt. Das kann 
natürlich nicht gutgehen.

NAPO in „Wo ist mein Kopf?“
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Rehabilitation International
Am 9. und 10. November 2010 veranstaltet 
die Behindertenrechtsorganisation „Re-
habilitation International Europe“ in Ko-
penhagen die 9. European Conference on 
Rehabilitation (ERC). 

Die Konferenz präsentiert sich als „Reality 
Check“ zur Umsetzung der UN-Konventi-
on für die Rechte behinderter Menschen 
in Europa, die im vergangenen Jahr auch 
von Deutschland ratifi ziert wurde. 

Viele Redner und Aussteller sind eingela-
den, um Beispiele aus der Rehabilitations-
arbeit in Europa zu erläutern. Insbesonde-
re wendet sich die Konferenz an Vertreter 
der Regierungen, der Wirtschaft und Wis-
senschaft und an betroffene Personen 
selbst. Ziel ist es, die Fortschritte in den 
Bereichen Inklusion, Barrierefreiheit und 
Teilhabe aufzuzeigen und die notwendi-
gen weiteren Schritte in der Umsetzung 
der UN-Konvention zu diskutieren.

!
 Die Deutsche Vereinigung für Rehabilitation 
 (DVfR) wird auf ihrer Homepage www.dvfr.de
 über die Entwicklung der Kopenhagener
 Konferenz berichten.

 Informationen zur Teilnahme können bei 
 Jan S. Johansen (jan.johansen@stab.rm.dk)
 angefordert werden. Postadresse: European
 Conference 2010, MarselisborgCentret, 
 P.P. Oerumsgade 11, building 8, Aarhus C, 
 8000, Denmark

Keine Angst vor Erster Hilfe
Wer bei einem Verkehrsunfall Erste Hilfe leistet, 
kann juristisch nichts falsch machen, ermuntert 
der Deutsche Verkehrssicherheitsrat (DVR) alle 
Verkehrsteilnehmer. Wem bei der der Ersten Hilfe 
ein Fehler unterläuft, der ist vor Strafverfolgung ge-
schützt, weil er nach bestem Wissen und Gewissen 
gehandelt hat. Unterlassene Hilfeleistung ahnden 
die Gerichte hingegen mit bis zu einem Jahr Frei-
heitsstrafe. 

Neben der Absicherung der Unfallstelle und der Erst-
versorgung der Verletzten ist der Notruf besonders 
wichtig. Auch wenn heute fast jeder ein Mobiltele-
fon dabeihat: Wenn möglich, sollte für die Unfall-
meldung auf der Autobahn eine Notrufsäule oder auf 
der Landstraße ein Notruftelefon genutzt werden. So 
wird automatisch und präzise festgestellt, wo sich der 
Anrufer befi ndet, und die Rettungskräfte können den 
Unfallort ohne Suchfahrten ansteuern. 

Der Notruf sollte folgende Angaben enthalten: Wo 
ist der Unfall passiert? Wie viele Verletzte gibt es? 
Welche Verletzungen liegen vor? Wer meldet den 
Unfall? In jedem Fall sollte man abwarten, ob die 
Leitstelle Rückfragen hat. Benutzt man das Handy 
für den Notruf, wählt man die international gültige 
Notrufnummer 112. 
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Geprü� e Qualität in der PT Akademie
Die PT Akademie – staatlich anerkannte 
Schule für Physiotherapie an der Berufs-
genossenschaftlichen Unfallklinik (BGU) 
Tübingen – erhielt im Februar 2010 zum 
dritten Mal das Qualitätssiegel des Inte-
ressenverbands zur Si-
cherung der Qualität 
der Ausbildung an den 
deutschen Schulen für 
Physiotherapie (ISQ).

„Seit ihrer Gründung im 
Jahr 1958 ist es oberstes 
Ziel der Schule für Phy-
siotherapie, ihren Schü-
lerinnen und Schülern 
eine gute Ausbildung 
anzubieten“, erklärt 
Harry Belzl, Leiter der 
PT Akademie der BGU. 
Im Jahr 2003 stellte sich 
die Schule erstmals der 
freiwilligen Qualitäts-
überprüfung für Berufs-

fachschulen der Physiotherapie durch die 
externen und unabhängigen Prüfer des 
ISQ und erhielt das Qualitätssiegel mit 
sehr gutem Ergebnis. Der ISQ bietet der-
zeit in Deutschland die einzige Qualitäts-

überprüfung an, die auf die spezifi schen 
Belange der Physiotherapieausbildung zu-
geschnitten ist. Routinemäßig muss alle 
drei Jahre eine Wiederholung des Quali-
tätschecks durchgeführt werden. 

Das Zertifizierungsver-
fahren des ISQ basiert 
auf einem speziellen 
Bewertungssystem. Ein 
wichtiger Teil der Quali-
tätsüberprüfung ist die 
unabhängige Befragung 
von Schülerinnen und 
Schülern. 

!
 www.isq-physio.de

Lehrkra�  und Schüler 
der PT Akademie beim 
praktischen Unterricht
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Gesetzliche Unfallversicherung gibt Tipps für sicheren Schulweg 
mit dem Fahrrad
Unfallkassen und Berufsgenossenschaften ver-
zeichnen jedes Jahr rund 60.000 Straßenverkehrs-
unfälle von Schülern, Kindern in Tagesbetreuung 
und Studierenden. Die Hälfte davon ereignet sich 
mit dem Fahrrad.

Die Eltern können jedoch gemeinsam mit den 
Kindern viele Risiken ausschließen.
∙   Früh üben: Wahrnehmung und Bewegung sind 

für eine sichere Verkehrsteilnahme wichtig. 
Beide Fähigkeiten können Eltern spielerisch 
schon mit Kindern im Vorschulalter üben.

∙   Fähigkeiten testen: Kann das Kind auch in 
schwierigen Situationen die Balance auf dem 
Rad halten und kennt es die Verkehrsregeln?

∙   Fahrrad prüfen: Das Fahrrad muss über die nö-
tige Sicherheitsausstattung verfügen. Bremsen und Beleuch-
tung sollten regelmäßig geprüft werden. 

∙   Helm tragen: Ein Fahrradhelm ist ein absolutes Muss, denn er 
kann die Folgen von Unfällen erheblich mindern. 

∙   Refl ektierende Kleidung tragen: Helle Kleidung reicht nicht 
aus, um die Sichtbarkeit sicherzustellen. Das kann nur retro-
refl ektierendes Material auf der Kleidung.

Kreativwettbewerb „Go Ahead“
Sicheres Radfahren ist in diesem Jahr auch Thema des Kreativ-
wettbewerbs „Go Ahead“. Gesucht werden Beiträge rund um das 
Thema sicheres Fahrradfahren. 
Teilnehmen können Schülergrup-
pen und Klassen der Jahrgangsstu-
fen 5 bis 13 sowie Berufskollegs.
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 www.risiko-raus.de
 www.sportwettbewerb.de
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Das Unfallversicherungsmodernisierungsgesetz (UVMG) hat den gewerblichen Berufsgenossen-
scha� en und den Unfallversicherungsträgern der ö� entlichen Hand unterschiedlich ausgeprägte 
Vorgaben für die zukün� igen Trägerstrukturen gemacht. Nachdem die Fristen der §§ 222 und 223 
SGB VII zum Ende des vergangenen Jahres abgelaufen sind, ist es Zeit für eine erste Bilanz der 
Umsetzung.

Unfallversicherungsmodernisierungsgesetz

Neuorganisation der gewerblichen Berufsgenossenscha� en 
und der Unfallversicherungsträger der ö� entlichen Hand

1 Entwicklungen vor dem UVMG
Nachdem die Zahl der gewerblichen Be-
rufsgenossenschaften nach der Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland für mehr 
als 55 Jahre (bis auf eine Ausnahme) un-
verändert geblieben war, erfolgte ab dem 
Jahr 2005 – mithin lange vor einer gesetz-
lichen Regelung – eine Reihe von freiwil-
ligen Trägervereinigungen. 

Hierfür waren mehrere Gründe verant-
wortlich. So spielte der rapide Bedeu-
tungsverlust einzelner Branchen (zum 
Beispiel Binnenschiff fahrt, Textil) eine 
maßgebliche Rolle. Auch vollzog sich 
ein Wandel weg von regional geglieder-
ten hin zu bundesweiten Berufsgenos-
senschaften (Bau, in der Tendenz auch 

im Metallbereich). Nicht zuletzt waren 
zunehmend Fusionserwartungen insbe-
sondere aus dem politischen Bereich zu 
verzeichnen. So trat der damalige Bun-
deswirtschaftsminister Clement Anfang 
2004 für eine Reduzierung von seiner-
zeit 35 auf weniger als zehn gewerbli-
che Berufsgenossenschaften ein. 1 Die 
Mitgliederversammlung des ehemaligen 
Hauptverbandes der gewerblichen Be-
rufsgenossenschaften hatte bereits im 
Jahr 2003 die Bereitschaft der Selbstver-
waltung erklärt, – wo notwendig – Fusi-
onen durchzuführen. 2

Bei den Unfallversicherungsträgern der 
öffentlichen Hand haben schon in den 
90er Jahren des vergangenen Jahrhun-

derts erhebliche Veränderungsprozesse 
stattgefunden. Einzelnen Neugründun-
gen 3 stand der Wegfall der meisten Ei-
genunfallversicherungsträger größerer 
Städte 4 gegenüber. In der Folgezeit kam 
es zu weiteren Konzentrationen in Form 
einheitlicher Landesträger 5 sowie län-
derübergreifender Träger. 6 Hinzu kamen 
einzelne Fusionen im Landesbereich, 7

die zwischenzeitlich teilweise in größe-
ren Trägern aufgegangen sind. 8

2 Das UVMG als Katalysator 
 von Fusionen
Das UVMG hat den Fusionsprozess in-
nerhalb der gewerblichen wie der öf-
fentlichen Unfallversicherung deutlich 
beschleunigt.
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2.1 Vereinigung gewerblicher 
 Berufsgenossenscha� en
Auch wenn die gewerblichen Berufsge-
nossenschaften Ende 2006 selbst die 
Zielzahl von neun gewerblichen Berufs-
genossenschaften thematisiert hatten, 9

hat der Vereinigungsprozess seit der ge-
setzgeberischen Vorgabe in § 222 SGB VII 
enorm an Tempo zugelegt. Nach dem Ge-
setzesbeschluss haben weitere zwölf Trä-
ger (teilweise mehrere) Fusionsbeschlüs-
se gefasst. Hierdurch reduzierte sich die 
Zahl der gewerblichen Berufsgenossen-
schaften von 23 auf 13. Mitverantwortlich 
hierfür war sicher auch der – über das 
Selbstverwaltungskonzept hinausgehen-
de – ambitionierte Zeitplan. Die Träger-
zahl von neun sollte hiernach bereits zum 
31. Dezember 2009 erreicht werden. 

Dieses ehrgeizige Ziel konnte indes nicht 
ganz erreicht werden. Seit Jahresbeginn 
2010 bestehen noch die nachfolgend auf-
geführten gewerblichen Berufsgenossen-
schaften:
∙   Berufsgenossenschaft Rohstoff e 

und chemische Industrie (BG RCI)
∙   Hütten- und Walzwerks-Berufs-

genossenschaft (HWBG)
∙   Maschinenbau- und Metall-Berufs-

genossenschaft (MMBG)
∙   Berufsgenossenschaft Metall 

Nord Süd (BGM)
∙   Berufsgenossenschaft Energie Textil 

Elektro Medienerzeugnisse (BG ETEM)
∙   Holz-Berufsgenossenschaft (HBG)
∙   Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel 

und Gaststätten (BGN)
∙   Fleischerei-Berufsgenossenschaft (FBG)
∙   Berufsgenossenschaft Handel und 

Warendistribution (BGHW)
∙   Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 

(VBG)
∙   Berufsgenossenschaft für Transport 

und Verkehrswirtschaft (BG Verkehr)
∙   Berufsgenossenschaft für Gesundheits-

dienst und Wohlfahrtspfl ege (BGW)
∙   Berufsgenossenschaft der 

Bauwirtschaft (BG BAU)

Drei der aufgeführten Träger 10 hatten ih-
re Vereinigung zu diesem Zeitpunkt be-
reits beschlossen. Sie soll aber erst zum 
1. Juli 2010 in Kraft treten. Drei weitere Be-
rufsgenossenschaften 11 befi nden sich seit 
längerem in Fusionsverhandlungen. Dabei 

wird es maßgeblich darauf ankommen, 
eine für Versicherte, Unternehmen und 
politische Entscheidungsträger gleicher-
maßen nachvollziehbare Trägerstruktur 
zu fi nden. Ein Fortbestehen einzelner regi-
onal gegliederter Berufsgenossenschaften 
dürfte daher ebenso wenig erfolgverspre-
chend sein wie das Festhalten an Trägern, 
die eine deutlich unterdurchschnittliche 
Zahl an Unternehmen und Versicherten 
aufweisen. 

Nach heutigem Stand spricht einiges da-
für, dass die gesetzlich vorgegebene Zahl 
von neun gewerblichen Berufsgenossen-
schaften – wenn auch um einige Monate 
verzögert – erreicht wird. Allerdings sind 
hierzu noch eine Reihe von Problemen zu 
lösen und verschiedene Hindernisse zu 
beseitigen. 

2.2 Stellungnahme der 
 Bundesregierung
Die Deutsche Gesetzliche Unfallversi-
cherung hat der Bundesregierung im 
Dezember 2008 einen Bericht über den 
(Zwischen-)Stand der Reduzierung der 
Trägerzahl vorgelegt und diesen Ende Mai 
2009 aktualisiert. 12

Die Bundesregierung hat im August 2008 
hierzu gegenüber Bundestag und Bun-
desrat Stellung genommen und darauf 
hingewiesen, dass sie eine fristgerechte 
Umsetzung von § 222 SGB VII erwartet. 
Dabei weist sie auf die parlamentarischen 
Beratungen zum UVMG hin, wonach ein 
gesetzgeberisches Eingreifen in Aussicht 
stehe, sofern die Gesetzesvorgaben nicht 
erfüllt würden. 13

2.3 Pläne des Gesetzgebers
Am 24. März 2010 hat die Bundesregie-
rung einen Gesetzentwurf 14 beschlos-
sen, der eine Verpfl ichtung für einzelne, 
konkret benannte gewerbliche Berufs-
genossenschaften enthält, sich bis zum 
1. Januar 2011 zu vereinigen. Nach der 
Umsetzung dieses Vorhabens wäre die 
Zahl von neun gewerblichen Berufsge-
nossenschaften erreicht. Möglicherwei-
se wird der entsprechende Passus – soll-
te er Gesetzeskraft erlangen – aber durch 
die tatsächlichen Entwicklungen bei den 
laufenden Fusionsverhandlungen über-
holt und damit gegenstandslos.

2.4 Vereinigung von Unfallversiche-
 rungsträgern der ö� entlichen 
 Hand 
Im Gegensatz zu den gewerblichen Be-
rufsgenossenschaften sieht das UVMG 
für die Unfallversicherungsträger der 
Kommunen, Länder und des Bundes 
keine verbindlichen Zielzahlen verblei-
bender Träger vor. Gefordert werden Kon-
zepte zu den Möglichkeiten einer Redu-
zierung auf einen Träger je Bundesland 
(§ 223 Abs. 1 SGB VII) beziehungsweise 
eines bundesunmittelbaren Unfallversi-
cherungsträgers der öff entlichen Hand 
(§ 224 SGB VII). ▸

*
1 Westfalen-Blatt vom 31. Januar 2004.

2 Zu weiteren Einzelheiten der Vorgeschichte 
 vgl. Michael Quabach, Neuorganisation der 
 gewerblichen Berufsgenossenscha� en und 
 der Unfallversicherungsträger der ö� ent-
 lichen Hand, BG 11 / 08, 397 f.

3 Feuerwehrunfallkassen in Brandenburg 
 und Thüringen, Eisenbahn-Unfallkasse, 
 Unfallkasse Post und Telekom.

4 Düsseldorf, Dortmund, Essen, Köln.

5 Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen.

6 Unfallkasse Nord, Hanseatische Feuerwehr-
 Unfallkasse Nord, Feuerwehr-Unfallkasse 
 Mitte.

7 Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen, 
 Feuerwehr-Unfallkasse Nordrhein-Westfalen.

8 Feuerwehr-Unfallkasse Nordrhein-Westfalen.

9 Beschluss der Mitgliederversammlung 
 des Hauptverbandes der gewerblichen 
 Berufsgenossenscha� en vom 1. Dezember 
 2006 („Strukturelle Neuordnung“).

10 Hütten- und Walzwerks-Berufsgenossen- 
 scha� , Maschinenbau- und Metall-Berufs-
 genossenscha� , Holz-Berufsgenossenscha� .

11 Berufsgenossenscha�  Metall Nord Süd, 
 Berufsgenossenscha�  Nahrungsmittel 
 und Gaststätten, Fleischerei-Berufsgenos-
 senscha� .

12 BT-Drs. 16 / 13908, Seite 4 � .

13 BT-Drs. 16 / 13908, Seite 3.

14 Entwurf für ein „Drittes Gesetz zur 
 Änderung des Vierten Buches Sozial -
 gesetzbuch und anderer Gesetze“, 
 BR-Drs. 152 / 10 vom 26 . 3 . 2010

15 Unfallkasse des Bundes, Unfallkasse Post 
 und Telekom, Eisenbahn-Unfallkasse.

DGUV Forum 4/10 · 11

Neuorganisation der Unfallversicherungsträger



Derartige Konzepte wurden entwickelt 
und den jeweiligen Landesregierungen 
beziehungsweise den zuständigen Bun-
desministerien vorgelegt. 

Zusammenschlüsse sind nach Inkraft-
treten des UVMG bislang nicht erfolgt. 
Gleichwohl ist absehbar, dass sich die 
Zahl der Unfallversicherungsträger der 
öff entlichen Hand in den nächsten Jah-
ren verringern wird. Entsprechende Plä-
ne hierfür gibt es in einzelnen Ländern 
mit mehreren landesunmittelbaren Trä-
gern (Bayern) sowie im Bereich der Bun-
desträger. 15

3 Fazit und Ausblick
Der Fusionsprozess innerhalb der ge-
werblichen wie der öff entlichen Unfall-
versicherung hat bereits lange vor sei-
ner gesetzlichen Verankerung durch das 
UVMG begonnen. Die Zahl der gewerb-
lichen Berufsgenossenschaften hat sich 
dabei innerhalb von nur fünf Jahren von 
35 auf 13 verringert und wird in nächs-
ter Zeit noch weiter zurückgehen. Auch 
bei den Unfallversicherungsträgern von 
Bund, Ländern und Kommunen hat ei-

ne ganze Reihe von Vereinigungen statt-
gefunden. Ein Ende dieses Prozesses ist 
noch nicht absehbar. 

Das politische Ziel einer deutlichen Ver-
ringerung der Trägerzahlen wurde umge-
setzt. Nicht erreicht wurde (bislang) das 
absolute Ziel von neun gewerblichen und 
17 öff entlichen Unfallversicherungsträ-
gern. Auch konnte der enge Fusionszeit-
plan in einigen Fällen nicht eingehalten 
werden.

In der Sache ist eine beispiellose Welle 
von Trägerzusammenschlüssen zu kon-
statieren. Diese erfolgten – wenn auch 
unter äußerem Druck – durchgehend 
auf freiwilliger Basis. Dies bietet die 
bestmögliche Gewähr für ein tatsächli-
ches Zusammenwachsen der fusionierten 
Träger. Und nur ein solches schafft die 
Voraussetzungen für ein der jeweiligen 
Größe entsprechendes Leistungsvermö-
gen der neuen Versicherungsträger. 

Bund und Länder werden sich mit dieser 
Zwischenbilanz auseinandersetzen. Ge-
messen an den Buchstaben des Gesetzes 

wurden die Vorgaben nicht umfassend 
umgesetzt. 

Der Gesetzesentwurf der Bundesregie-
rung macht deutlich, dass dies für die 
gewerblichen Berufsgenossenschaften 
möglicherweise nicht folgenlos bleiben 
wird. Doch noch besteht ein – wenn 
auch schmaler – Zeitkorridor für freiwil-
lige, von der Selbstverwaltung gestaltete 
Vereinigungen. Es fällt daher schwer zu 
glauben, dass das Fazit letztendlich al-
lein lautet: Ziel verfehlt.

Damit wird den Entwicklungen des ers-
ten Halbjahres 2010 große Bedeutung bei 
der Frage zukommen, ob der Gesetzgeber 
Fusionen auch gegen den Willen der Be-
teiligten umsetzen wird. 

Es liegt somit wesentlich in der Hand 
der Träger selbst, das ihnen im Zuge des 
UVMG ausdrücklich zugebilligte Primat 
der Selbstverwaltung auch für die Zu-
kunft zu sichern. ●

Autor
Michael Quabach

Auf der Grundlage des Beschlusses der Mitgliederversammlung des ehemaligen Hauptverbandes 
der gewerblichen Berufsgenossenscha� en entstand 2008 die neue „Schiedsstelle für Kataster-
fragen“. Seit 2009 beteiligen sich neben den gewerblichen Berufsgenossenscha� en und den 
Unfallversicherungsträgern der ö� entlichen Hand auch die landwirtscha� lichen Berufsgenossen-
scha� en an dieser außergerichtlichen Streitschlichtung. Der Artikel beleuchtet die Auswirkungen 
der Schiedsstelle auf die Praxis.

Außergerichtliche Streitschlichtung

Schiedsstelle für Katasterfragen

Ausgangspunkt
Die in der jetzigen Ausgestaltung neue 
Schiedsstelle für Katasterfragen stellt 
einen wesentlichen Aspekt aus dem 
„Konzept zur berufsgenossenschaftli-
chen Zuständigkeitsordnung“ dar. Die 
Mitgliederversammlung des ehemaligen 
Hauptverbandes der gewerblichen Be-

rufsgenossenschaften hatte dieses Kon-
zept am 1. Dezember 2006 beschlossen. 
Der Beschluss stellt auch eine Reaktion 
auf die Kritik dar, die von verschiedenen 
Seiten an der Abgrenzung der Zustän-
digkeiten insbesondere im Bereich der 
gewerblichen Unfallversicherung geübt 
worden war. 1

Verfahren
Das Verfahren vor der Schiedsstelle für 
Katasterfragen ist an das sozialgericht-
liche Verfahren angelehnt. Jede der drei 
Kammern besteht aus einem oder einer 
Vorsitzenden und zwei Beisitzer(inne)n. 
Die Kammervorsitzenden sind und waren 
weder haupt- noch ehrenamtlich für die 
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Michael Quabach
Referatsleiter Zuständigkeit /
Organisation der Abteilung 
Versicherung und Leistung, DGUV
E-Mail: michael.quabach@dguv.de

gesetzliche Unfallversicherung tätig. Als 
Beisitzer(innen) dürfen nur solche Per-
sonen tätig sein, die keinen Bezug zum 
Streitgegenstand haben.

Jeder betroff ene Unfallversicherungsträ-
ger ist berechtigt, bei Streitigkeiten um 
die materiell-rechtliche Zuständigkeit für 
ein Unternehmen ein Schiedsverfahren 
einzuleiten. Darüber hinaus ist die An-
rufung der Schiedsstelle für einen Unfall-
versicherungsträger in bestimmten Kon-
stellationen obligatorisch. 2

Das Schiedsverfahren endet regelmäßig 
mit einem Votum der Kammer. Dieses 
schränkt den Rechtsschutz der betroff e-
nen Unternehmen nicht ein. Die betei-
ligten Unfallversicherungsträger haben 
sich darauf verständigt, von sich aus kei-
ne Katasterstreitigkeiten vor den Sozial-
gerichten auszutragen. 

Inanspruchnahme und Wirkung 
der Schiedsstelle
Bei der Schiedsstelle für Katasterfragen 
wurden bislang 30 Schiedsverfahren 3 an-
hängig gemacht. Der Schwerpunkt lag 
dabei in der Abgrenzung von Produkti-
on und Handel.

Die absolute Verfahrenszahl spiegelt die 
reale Bedeutung des Instituts Schieds-
stelle allerdings nur unvollkommen wi-
der. Während Schiedsverfahren zuvor 
nur im Einvernehmen der betroffenen 
Versicherungsträger zustande kamen, 
genügt seit 2008 das diesbezügliche Ver-
langen eines Trägers. Dies hat auch zu 
einer deutlich häufigeren Inanspruch-
nahme der Schiedsstelle geführt. Aller-
dings spricht viel dafür, dass die einsei-
tige Anrufungsmöglichkeit vor allem zu 
wesentlichen Veränderungen der Vor-
feldgespräche zwischen den betroff enen 
Trägern geführt hat. Die Einleitung eines 
Schiedsverfahrens in Katasterstreitigkei-
ten stellt off enkundig eine weniger hohe 
Hemmschwelle dar als zuvor die Anru-
fung der Sozialgerichte. De facto besteht 
nunmehr ein stärkerer Anreiz für nicht 
streitige Konfl iktlösungen. 

Mit anderen Worten: Die Schiedsstelle 
bewirkt bereits durch ihre bloße Exis-
tenz, dass eine nicht unerhebliche – ex-

akt natürlich nicht zu benennende – Zahl 
von Katasterstreitigkeiten bereits im Vor-
feld einvernehmlich beigelegt wird.

Dass es sich dabei nicht um bloße Spe-
kulation handelt, zeigt bereits der Um-
stand, dass allein die gewerblichen Be-
rufsgenossenschaften im Zeitraum 2001 
bis 2005 etwa 1.600 Streitfälle in Katas-
terfragen 4 aufwiesen. Die zwischenzeit-
lich erfolgten Trägerfusionen haben nur 
einen begrenzten Anteil der Streitkon-
stellationen beseitigt. Dies gilt etwa für 
die Vereinigung der Großhandels- und 
Lagerei-Berufsgenossenschaft mit der 
Berufsgenossenschaft für den Einzelhan-
del. Wesentliche Abgrenzungsnotwendig-
keiten zwischen Produktion, Handel und 
Dienstleistung bestehen jedoch fort. Es 
ergibt sich daher kein Anhalt für die An-
nahme, dass die Zahl der tatsächlichen 
Schiedsverfahren die fortbestehenden 
Katasterkonfl ikte adäquat abbildet.

In dieses Bild fügt sich auch der Umstand 
ein, dass bislang 5 nur in jeweils einem 
Fall Unfallversicherungsträger der öf-
fentlichen Hand und nur eine landwirt-
schaftliche Berufsgenossenschaft an ei-
nem Schiedsverfahren beteiligt war.

Zwar dürften Katasterstreitigkeiten zwi-
schen zwei oder mehreren gewerblichen 
Berufsgenossenschaften gegenüber sol-
chen zwischen gewerblichen und öff ent-
lichen beziehungsweise landwirtschaft-
lichen Unfallversicherungsträgern sowie 
zwischen Unfallversicherungsträgern der 
öff entlichen Hand und landwirtschaftli-
chen Berufsgenossenschaften zahlenmä-
ßig deutlich im Vordergrund stehen. Al-
lerdings stellen insbesondere die sich aus 
§ 129 Abs. 4 SGB VII („Kommunale Aus-
nahmeunternehmen“) ergebenden Ab-
grenzungsfragen ein Streitpotenzial dar, 
das in der Vergangenheit immer wieder 
die Sozialgerichte beschäftigt hat.

Es ist kaum denkbar, dass die damit ver-
bundenen Abgrenzungsfragen zwischen-
zeitlich in toto gelöst sind.

Bei alldem muss aber auch daran erin-
nert werden, dass die Zahl streitiger Zu-
ständigkeiten für Unternehmen gemes-
sen an deren Gesamtzahl sowie an der 

Masse der jährlichen Unternehmensgrün-
dungen und -änderungen verschwindend 
gering ausfällt und nur in Promillegra-
den bemessen werden kann. 

Aber auch wenn Abgrenzungsproble-
me vor dem Hintergrund der bestehen-
den Rechtslage nie ganz ausgeschlossen 
werden können, so gilt doch: Jeder Kata-
sterstreit ist einer zuviel und sollte daher 
so früh und so transparent wie möglich 
gelöst werden. Dies nutzt nicht zuletzt 
den Unternehmen und fördert die Akzep-
tanz der nach Branchen und Bereichen 
gegliederten gesetzlichen Unfallversiche-
rung. ●

*
1 Zu den näheren Umständen vgl. Quabach, 
 Schiedsstelle für Katasterfragen, BG 11 / 08, 
 400.

2 Zu weiteren Einzelheiten vgl. Quabach, 
 Schiedsstelle für Katasterfragen, BG 11 / 08, 
 401.

3 Stand 13 . 4 . 2010.

4 Ergebnis einer Abfrage des ehemaligen 
 Hauptverbandes der gewerblichen Berufs-
 genossenscha� en bei seinen Mitgliedern 
 im Jahr 2006.

5 Stand 13 . 4 . 2010.
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Seit Jahresbeginn sind die Rentenversicherungsträger für die Betriebsprüfung in der Unfallver-
sicherung zuständig. Dabei nutzen sie die Daten aus dem erweiterten Meldeverfahren, das mit 
dem Unfallversicherungsmodernisierungsgesetz (UVMG) eingeführt wurde. Auch wenn erst 
wenige Prüfergebnisse vorliegen, so darf doch bezweifelt werden, dass die neuen Regelungen 
die ursprünglichen Ziele des Gesetzgebers gänzlich erfüllen.

Ungewollte Nebenwirkungen

Folgen des Übergangs der Betriebsprüfung 
auf die Rentenversicherung

1 Betriebsprüfung durch die Träger 
 der Rentenversicherung
Ziel der Übertragung der Betriebsprü-
fung in der Unfallversicherung auf die 
Rentenversicherung war zum einen, ei-
ne flächendeckende Prüfung aller Un-
ternehmen sicherzustellen, das heißt 
mehr Unternehmen zu prüfen. Auf der 
anderen Seite sollten Doppelprüfun-
gen durch die Rentenversicherung ei-
nerseits und die Unfallversicherung 
andererseits verhindert und Synergie-
effekte erzielt, das heißt es sollte we-

niger geprüft werden. 1 Synergieeffekte
sollen dadurch entstehen, dass die Be-
triebsprüfung Teil der Arbeitgeberprü-
fung nach § 28 p Abs. 1 SGB IV wird, das 
heißt in einem einheitlichen Verfahren 
mit einheitlichen Planungsdaten für die 
Prüfungsdauer, einheitlichen Informati-
onen und gleichartiger technischer Un-
terstützung. 2 Vereinheitlichung bedeutet 
in diesem Fall allerdings, die Unfallver-
sicherung einseitig in das bestehende 
Prozedere der Prüfung durch die Ren-
tenversicherung einzupassen und dabei 

möglichst wenig Zugeständnisse an ihre 
Besonderheiten zu machen. Dies hat ver-
schiedene Konsequenzen:

1.1 Umfang des Prüfau� rags
Nachdem das Zweite Mittelstandsent-
lastungsgesetz 3 zunächst die gesamte 
Betriebsprüfung auf die Rentenversiche-
rungsträger verlagert hatte, wurde durch 
das UVMG der Prüfauftrag nach dem 
Motto „Die Rentenversicherung prüft 
da, wo die Rentenversicherung prüft“ 
auf die Bereiche reduziert, die ohnehin 
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Gegenstand der Betriebsprüfung nach 
§ 28 p SGB IV sind. Es wurde klargestellt, 
dass der Auftrag nur die Prüfung „bei 
den Arbeitgebern“ erfasst, das heißt nur 
die Beitragsgrundlagen für Beschäftig-
te im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII 
und dies auch nur, solange sich die Höhe 
des Beitrags nach Arbeitsentgelten rich-
tet. Nicht zum Prüfauftrag gehören nach
§ 166 Abs. 2 Satz 3 SGB VII auch die Un-
ternehmer, bei denen keine Prüfung nach
§ 28 p SGB IV durchzuführen ist. Gemeint 
sind hiermit vor allem die Unternehmer 
im Bereich nicht gewerbsmäßiger Bauar-
beiten sowie Privathaushalte. 

In allen diesen Fällen sowie im Hinblick 
auf die Veranlagung der Unternehmen 
bleibt es bei der Zuständigkeit der Unfall-
versicherung, die für diese Zwecke wei-
terhin Prüfdienste vorhalten muss. 

1.2 Gegenstand des Au� rags 
Bislang übernahmen die Betriebsprüfer 
der Unfallversicherung alle beitragsbezo-
genen Ermittlungen beim Unternehmer, 
das heißt die Überprüfung der gemelde-
ten Beitragsgrundlagen einschließlich der 
Suche nach Hinweisen für Schwarzarbeit, 
die Beurteilung der Betriebsverhältnisse 
zum Zwecke der Veranlagung und zum 
Teil auch die Überprüfung der Unfallver-
zeichnisse. Die Tätigkeit der Prüfdienste 
der Rentenversicherung beschränkt sich 
dagegen auf die Prüfung der beitrags-
pflichtigen Entgelte. Hier lassen sich, 
trotz zahlreicher Unterschiede zwischen 
Unfallversicherung einerseits und den üb-
rigen Zweigen der Sozialversicherung an-
dererseits, durch die gemeinsame Prüfung 
Synergien erzielen. Als neuartige Aufgabe 
kommt für die Prüfer der Rentenversiche-
rung allerdings hinzu, in den Fällen, in 
denen dem Unternehmen mehr als eine 
Gefahrtarifstelle zugeordnet ist, die Ent-
gelte einer dieser Gefahrtarifstellen zuzu-
ordnen.

1.3 Gesetzlicher Au� rag
Die Rentenversicherung handelt bei der 
Betriebsprüfung im Rahmen eines ge-
setzlichen Auftrags nach § 93 SGB X. Im 
Rahmen der Erfüllung dieses Auftrags 
sind die Rentenversicherungsträger nach 
§ 89 Abs. 5 SGB X weisungsgebunden. 4

Dies unterscheidet die Tätigkeit der Ren-
tenversicherung für die Unfallversiche-
rung auch von der Tätigkeit im Rahmen 
der Prüfung des Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrags. Hinsichtlich Letzterem 
ist nach § 28 p Abs. 1 Satz 4 SGB IV die 
Rentenversicherung nicht an die Rechts-
auff assung der übrigen Sozialversiche-
rungsträger gebunden. 

1.4 Prüfung der Beitragsgrundlage
 nicht der Beiträge
Da der Unternehmer die Beiträge in der 
Unfallversicherung nicht selbst berechnen 
kann, bezieht sich die Prüfung nicht auf 
die Beitragsberechnung. Gegenstand der 
Prüfung muss vielmehr die Vollständig-
keit und Richtigkeit der Meldungen nach 
§ 165 SGB VII sein, die der Unfallversiche-
rungsträger der Beitragsberechnung zu-
grunde legt. Nach noch geltendem Recht 

beruht die Beitragsberechnung auf den 
Lohnnachweisen, das heißt einer Sum-
menmeldung für sämtliche Beschäftigte. 
Die Rentenversicherung ist jedoch nicht 
in der Lage, im Rahmen ihrer vorhande-
nen Prüfstrukturen die Vollständigkeit 
und Richtigkeit der Lohnnachweise zu 
überprüfen. 

Eine wesentliche Stütze der Prüftätigkeit 
der Rentenversicherung sind die Meldun-
gen des Arbeitgebers nach § 28 a SGB IV 
(DEÜV-Meldungen). Das heißt zunächst, 
dass sich die routinemäßige Prüfung auf 
die angemeldeten Arbeitnehmer fokus-
siert. Im Hinblick auf mögliche weitere 
Arbeitnehmer gibt es auf Schwarzarbeit 
spezialisierte Prüfer, die in der Regel 
nach einer Mitteilung der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit tätig werden. Anhand der 
DEÜV-Meldungen, insbesondere, wenn 
diese Auff älligkeiten aufweisen, wird ei-
ne Stichprobe (§ 11 BVV) der Arbeitneh-
mer, für die die Beitragsnachweise und 
Meldungen geprüft werden, bestimmt. 
Auch wenn die Rentenversicherung fl ä-
chendeckend alle Arbeitgeber innerhalb 
des Verjährungszeitraums einer Prüfung 
unterzieht, ist damit das Gesamtprüfvo-
lumen nicht größer, als es vorher bei der 
Unfallversicherung der Fall war. Letzterer 
war zum Vorwurf gemacht worden, dass 
nicht alle Träger alle Unternehmen regel-
mäßig einer Außenprüfung unterzogen, 
sondern einige nur die Lohnnachweise 
auf Plausibilität geprüft und zielgerich-
tet auf konkrete Anhaltspunkte gestütz-
te Prüfungen durchgeführt haben. Dabei 
handelte es sich nur um eine andere Art 
der Stichprobenprüfung, die auf das Un-
ternehmen als Beitragsobjekt fokussiert 
war, während die Stichprobe der Renten-
versicherungsprüfung das einzelne Be-
schäftigungsverhältnis als Beitragsobjekt 
des Gesamtsozialversicherungsbeitrags 
im Blick hat. ▸

*
1 BT-Drs. 16 / 4391, S. 40. 

2 BT-Drs. 16 / 9154, S. 30.

3 Vom 7 . 9 . 2007, BGBl. I, S. 2246.

4 Steinbach in Hauck / No� z SGB X, K § 89, Rz 7.
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Problematik der Stichprobenprüfung
Da nicht alle Beschäftigten im Unter-
nehmen geprüft werden, erhält der Un-
fallversicherungsträger als Ergebnis der 
Betriebsprüfung keine neue Gesamtlohn-
summe pro Gefahrtarifstelle, sondern nur 
im Rahmen der Stichprobe in Bezug auf 
einzelne Arbeitnehmer festgestellte Dif-
ferenzen mitgeteilt. Die Problematik, die 
sich aus dieser Art der Stichprobenprü-
fung ergeben kann, lässt sich an einem 
Beispiel zeigen: 

1.5 Erlass der Beitragsänderungs -
 bescheide
Der Prüfdienst der Rentenversicherung 
übernimmt im Auftrag der Unfallversiche-

rung nur die Ermittlungen und teilt deren 
Ergebnisse dem zuständigen Unfallversi-
cherungsträger mit. Nach § 28 p Abs. 1 b 
SGB IV erlässt dieser dann die notwendi-
gen Bescheide. Um zu verhindern, dass 
aufgrund der Anhörungspfl icht nach § 24 
SGB X vor einer Beitragsnachforderung der 
Unfallversicherungsträger den Unterneh-
mer anschreiben muss, wurde durch das 
UVMG auch hier nachgebessert. Eine An-
hörung ist nach § 168 Abs. 2 Satz 2 SGB VII
entbehrlich, soweit die für die Aufhebung 
des Beitragsbescheides erheblichen Tat-
sachen in der Prüfung festgestellt worden 
sind und der Arbeitgeber Gelegenheit hat-
te, gegenüber dem Rentenversicherungs-
träger hierzu Stellung zu nehmen. Nicht 
ausdrücklich geregelt, aber nach Sinn 
und Zweck der Vorschrift selbstverständ-
lich ist die Verpfl ichtung des Rentenversi-
cherungsträgers, die Unfallversicherung 
über den Inhalt der Stellungnahme des 
Arbeitgebers zu informieren. 

1.6 Widerspruchsverfahren
Die Feststellungen, die die Rentenversi-
cherung der Unfallversicherung mitteilt, 
haben gegenüber dem Arbeitgeber nicht 
die Wirkung eines Bescheides. Ein Wider-
spruch gegen diese Prüff eststellungen ist 
daher nicht zulässig. Noch zu klären ist, 
wie mit einem Widerspruch des Arbeitge-
bers gegen den Bescheid des Trägers der 
Rentenversicherung im Zusammenhang 
mit dem Gesamtsozialversicherungsbei-
trag umzugehen ist, wenn sich dieser auf 
einen Sachverhalt bezieht, der ebenso 
Auswirkungen auf den Unfallversiche-
rungsbeitrag hat, beziehungsweise wie 
mit einem Widerspruch gegen den Be-
scheid des Unfallversicherungsträgers 
umzugehen ist, der auch die Beitrags-
grundlagen für den Gesamtsozialversi-
cherungsbeitrag betrifft. Rechtlich be-
steht keine gegenseitige Bindung an die 
Rechtsauffassung des anderen Trägers. 
Tatsächlich sollten jedoch widersprüch-
liche Entscheidungen zu ein und demsel-
ben Sachverhalt vermieden werden. 

Zu beachten ist, dass sich die Prüff eststel-
lungen der Rentenversicherung jeweils 
auf die Beitragsgrundlagen für die von der 
Stichprobe erfassten Arbeitnehmer bezie-

hen. Der Unfallversicherungsträger führt 
jedoch anhand dessen eine Neuberech-
nung des Beitrags für das gesamte Unter-
nehmen durch. Dementsprechend bezieht 
sich ein Widerspruch des Unternehmers 
gegen den geänderten Beitragsbescheid 
ebenfalls auf die gesamten Berechnungs-
grundlagen für den Beitrag. Daher kann es 
erforderlich werden, dass der Unfallversi-
cherungsträger vor der Entscheidung über 
den Widerspruch nach §§ 20, 21 SGB X
selbst weitere Ermittlungen durchführt, 
die über die ursprüngliche Stichprobe hi-
nausgehen können. Der Unternehmer ist 
gegenüber der Unfallversicherung wei-
terhin auskunftspfl ichtig nach § 98 Abs. 1 
SGB X, während nach § 98 Abs. 1 a SGB X 
die Auskunftspfl icht gegenüber den Ein-
zugsstellen entfällt, soweit die Rentenver-
sicherung prüfberechtigt ist. 

1.7 Teilprüfungen von 
 Großunternehmen
Noch ungelöst ist die Problematik der Prü-
fung von Großunternehmen mit mehreren 
Entgeltabrechnungsstellen. Nach § 28 p 
Abs. 2 Satz 2 SGB IV ist ein Arbeitgeber je-
weils nur von einem Träger der Rentenver-
sicherung zu prüfen. Geht man vom Arbeit-
geber als Rechtsperson aus, ergeben sich 
keine Probleme: Nach dem Grundsatz der 
Unternehmeridentität ist in der Unfallver-
sicherung ebenfalls die rechtliche Einheit 
entscheidend. Die Träger der Rentenver-
sicherung gehen bei der Organisation der 
Arbeitgeberprüfung jedoch nicht vom Ar-
beitgeber im Rechtssinne aus. Welcher 
Träger zuständig ist, entscheidet sich an-
hand der Betriebsnummer, die die Bun-
desagentur für Arbeit für die Zwecke der 
Beschäftigtenstatistik erteilt. 5 Ist ein Un-
ternehmen auf mehrere regional und wirt-
schaftlich abgegrenzte Standorte verteilt, 
erhält jeder Standort eine eigene Betriebs-
nummer. Da die Betriebsnummern auch 
im Rahmen des Meldeverfahrens zum Ge-
samtsozialversicherungsbeitrag nach § 28 a
SGB IV verwendet werden, bietet es sich 
für die Rentenversicherung an, die Prüf-
planung an diesem Merkmal auszurichten. 
Darüber, ob die Deutsche Rentenversiche-
rung (DRV) Bund oder ein Regionalträger 
zuständig ist, entscheidet die Endziffer 
der Betriebsnummer. Dass dadurch bei 

In einem Großunternehmen arbei-
ten unter anderem Axel Müller und 
Alfred Müller. Axel Müller erhält für 
besondere Leistungen eine Krüger-
randmünze im Wert von 800 Euro. 
Die Lohnbuchhaltung nimmt diese 
Summe versehentlich nicht in die 
DEÜV-Meldung für Axel, sondern in 
die für Alfred Müller auf. Die vom Un-
ternehmer an die Berufsgenossen-
schaft gemeldete Gesamtsumme 
ist aber richtig, ebenso wie der da-
rauf basierende Beitragsbescheid. 
Bei einer späteren Betriebsprüfung 
wird nur Axel Müller in die Stichpro-
be aufgenommen und richtigerwei-
se festgestellt, dass 800 Euro in der 
Meldung fehlen. Aufgrund der ent-
sprechenden Prüfmitteilung rechnet 
die Berufsgenossenscha�  den Betrag 
zu der ihr bekannten Gesamtsumme 
hinzu und ändert den – ursprüng-
lich richtigen – Beitragsbescheid 
ab. Die korrekte Prüfung führt im Er-
gebnis zu einem falschen Bescheid. 
Gegen diesen Bescheid kann der 
Unternehmer allerdings erfolgreich 
Widerspruch einlegen. Zudem hat 
er zuvor im Abschlussgespräch mit 
dem Betriebsprüfer Gelegenheit, 
auf das Versehen hinzuweisen, 
sofern er es rechtzeitig erkennt.
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Arbeitgebern mit mehreren Gehaltsab-
rechnungsstellen diese in die Zuständig-
keit verschiedener Prüfdienste fallen und 
in unterschiedlichen Jahren zur Prüfung 
anstehen können, ist im Hinblick auf den 
Gesamtsozialversicherungsbeitrag unpro-
blematisch, denn jener knüpft an die ein-
zelnen Arbeitsverhältnisse an. 

Anders sieht dies im Hinblick auf die Un-
fallversicherung aus: Hier geht es darum, 
die Grundlagen für einen einheitlichen Bei-
trag für das gesamte Unternehmen zu prü-
fen. Die Arbeitsentgelte der Beschäftigten 
sind hier lediglich ein Berechnungsfaktor 
(§ 153 Abs. 1 SGB VII). Auch die Freibeträge 
nach § 180 Abs. 1 SGB VII im Rahmen der 
Lastenverteilung sowie das Beitragsaus-
gleichsverfahren nach § 162 Abs. 1 SGB VII
knüpfen an das Unternehmen als Bei-
tragsobjekt an. Deshalb können Teilprü-
fergebnisse für einzelne Standorte nicht 
in Teilbescheide umgesetzt werden. Viel-
mehr ist jeweils der Beitrag für das gesam-
te Unternehmen neu zu berechnen. Eine 
Möglichkeit, die mehrfache Anpassung 
des Beitragsbescheides für ein Umlage-
jahr zu vermeiden, wäre, den Abschluss 
aller Teilprüfungen abzuwarten. Proble-
matisch ist hierbei jedoch, dass der Unter-
nehmer, wenn sich aus dem Ergebnis einer 
Teilprüfung eine Beitragsrückerstattung er-
gibt, nach § 44 SGB X einen Anspruch auf 
Rücknahme des Beitragsbescheides hat. Er 
wird sich in diesen Fällen kaum bis zum 
Abschluss der letzten Teilprüfung vertrös-
ten lassen. Im umgekehrten Fall sind die 
Unfallversicherungsträger nach § 168 Abs. 2
SGB VII zur Rücknahme des Bescheides 
verpfl ichtet. Aufgrund der generellen Ver-

pfl ichtung zur rechtzeitigen und vollstän-
digen Beitragserhebung (§ 76 Abs. 1 SGB IV) 
und der nicht auszuschließenden Gefahr 
einer Insolvenz ist das Betriebsprüfergeb-
nis zeitnah umzusetzen. Die Umsetzung 
mehrerer Einzelergebnisse erzeugt jedoch 
nicht nur einen erheblichen Verwaltungs-
aufwand. Sie birgt auch die Gefahr, dass 
noch vor der Rechtskraft des Rücknahme-
bescheides, zum Beispiel während eines 
laufenden Gerichtsverfahrens, weitere Teil-
prüfergebnisse dazukommen, so dass es zu 
mehreren überlappenden Verfahren kom-
men kann. Zudem sind von einem Wider-
spruch gegen einen geänderten Beitrags-
bescheid stets die Beitragsgrundlagen für 
das gesamte Unternehmen betroff en, das 
heißt, im Rahmen des Widerspruchsver-
fahrens sind gegebenenfalls Ermittlungen 
über den bereits geprüften Betriebsteil hin-
aus erforderlich. Derartige Probleme lassen 
sich zuverlässig nur vermeiden, wenn ent-
sprechend der Regelung des § 28 p Abs. 2
Satz 2 SGB IV in den Fällen, in denen ein 
Arbeitgeber mehrere Abrechnungsstellen 
unterhält, ein Rentenversicherungsträ-
ger bestimmt wird, der alle Abrechnungs-
stellen im Zusammenhang prüft. 

1.8 Fazit
Die Träger der Rentenversicherung sind 
aus rechtlichen wie tatsächlichen Grün-
den daran gehindert, die Tätigkeit der 
Prüfdienste der Unfallversicherung voll-
ständig zu ersetzen und alle Aufgaben 
im Zusammenhang mit der Beitragsüber-
wachung zu übernehmen. Insbesondere 
daraus, dass sie nicht die Vollständigkeit 
und Richtigkeit der Lohnnachweise, son-
dern nur die Beitragsgrundlagen für ein-

zelne, unter einer Betriebsnummer gemel-
dete Beschäftigungsverhältnisse prüfen, 
ergeben sich viele Probleme. Der für die 
Unfallversicherungsträger in diesem Zu-
sammenhang noch entstehende Verwal-
tungsaufwand lässt sich erst verlässlich 
beurteilen, wenn das Verfahren richtig 
angelaufen ist. Die Rentenversicherung 
hat als Zusatzaufwand für die Tätigkeit im 
Auftrag der Unfallversicherung einen Per-
sonalbedarf ermittelt, der in etwa mit der 
bisherigen Zahl der Betriebsprüfer der Un-
fallversicherung vergleichbar ist. Die Kos-
ten hierfür sind nach § 166 Abs. 3 SGB VII 
von der Unfallversicherung zu erstatten. 
Im Ergebnis lässt sich damit festhalten, 
dass die Kosten für die Beitragsüberwa-
chung auf jeden Fall steigen. Ob sich dies 
in einer höheren Beitragsgerechtigkeit 
niederschlägt, mag bezweifelt werden.

2 Meldeverfahren 
Mit Wirkung zum 1. Januar 2009 wurde 
durch das UVMG das Meldeverfahren zur 
Sozialversicherung nach § 28 a SGB IV er-
weitert. Nach § 28 a SGB IV Absatz 3 Nr. 2
sind seither bei jeder Abmeldung und 
Jahresmeldung das in der Unfallversiche-
rung beitragspfl ichtige Arbeitsentgelt in 
Euro und die geleisteten Arbeitsstunden, 
die Unfallversicherungsmitgliedsnum-
mer des Beschäftigungsbetriebes, die Be-
triebsnummer des zuständigen Unfallver-
sicherungsträgers und die anzuwendende 
Gefahrtarifstelle zu melden. ▸

*
5 Vgl. gemeinsame Verlautbarung der Spitzen-
 verbände der Sozialversicherung zur Arbeit-
 geberprüfung, Stand 24 . 4 . 2007, Zi� er 1.2.1.

„Teilprüfergebnisse für einzelne
Standorte eines Betriebes 
lassen sich nicht einfach 
in Teilbescheide umsetzen, 
sondern müssen zu einer 
Neuberechnung für das 
gesamte Unternehmen führen.“
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Die Daten sind mit Hilfe eines für diese 
Zwecke neu geschaff enen Datenbausteins 
Unfallversicherung (DBUV) zu melden. 
Dieser wird nicht isoliert verschickt, son-
dern an die Meldung angehängt, die für 
die übrigen Sozialversicherungszweige 
abzugeben ist. Fehler im DBUV führen da-
mit zur Abweisung der gesamten Meldung 
auch in Bezug auf die von den übrigen So-
zialversicherungsträgern benötigten Daten 
und umgekehrt. Zudem muss bei jedem 
Meldeanlass und auch bei den im Gesetz 
nicht genannten Unterbrechungsmeldun-
gen ein DBUV erzeugt werden, auch wenn 
der zugrunde liegende Sachverhalt, zum 
Beispiel der Wechsel der Krankenkasse, 
für die Unfallversicherung unwesentlich 
ist. Ein Vorteil ist dagegen, dass es nicht 
mehr möglich ist, Meldungen an die Ein-
zugsstellen abzugeben, ohne das Unter-
nehmen zugleich beim zuständigen Un-
fallversicherungsträger anzumelden. 

Inkonsistenzen des Meldeverfahrens
Obwohl alle Zweige der Sozialversiche-
rung an den gleichen Beschäftigten-
begriff nach § 7 SGB IV anknüpfen, be-
stehen hinsichtlich der Personen, die 
tatsächlich als Beschäftigte versichert 
sind, zahlreiche Unterschiede. Als Haft-
pflichtversicherung erfasst die Unfall-

versicherung unabhängig von etwaigen 
Entgeltgrenzen alle Beschäftigten, so-
fern nicht ausnahmsweise das von dem 
Unternehmen ausgehende Risiko durch 
ein System der Unfallfürsorge (§ 4 Abs. 1 
SGB VII) abgedeckt wird. In den übrigen 
Zweigen der Sozialversicherung ist das 
Beschäftigungsverhältnis ein Aufhänger 
für den Versicherungsschutz gegen ein 
allgemeines Risiko. Dabei gibt es unter 
Berücksichtigung verschiedener Aspek-
te, wie dem angemessenen Verhältnis ei-
ner möglichen Versicherungsleistung zur 
Gegenleistung, dem sozialen Schutzbe-
dürfnis und dem Vorhandensein alterna-
tiver Absicherungen, zahlreiche Ausnah-
men. Im Ergebnis resultiert daraus eine 
Vielzahl von Fallgestaltungen, in denen 
Versicherungsschutz entweder nur in der 
Unfallversicherung oder nur in – zumin-
dest einem Zweig – der übrigen Sozialver-
sicherung besteht. Da dennoch eine ein-
heitliche Meldung zu allen Zweigen der 
Sozialversicherung abzugeben ist, wur-
den und werden mit jeder neu auftreten-
den Fallgestaltung neue Ausnahmetatbe-
stände oder Umgehungslösungen unter 
Verwendung fi ktiver Werte notwendig. 

2.1 Ablösung der Lohnnachweise
Die Daten in den DEÜV-Meldungen sollten 
zunächst als Prüfhilfe für die Rentenversi-
cherung dienen. Um den dadurch entste-
henden Aufwand zu rechtfertigen, wurde 
während der Ausschussberatungen zum 
UVMG beschlossen, sie zukünftig auch 
als Berechnungsgrundlage für die Unfall-
versicherungsbeiträge zu verwenden. 6 Ab 
2012 sollen sie die bisherigen Lohnnach-
weise nach § 165 Abs. 1 SGB VII ersetzen. 

Zu diesem Zweck fasst die Datenstelle der 
Rentenversicherung (DSRV) nach § 28 a 
Abs. 3 a SGB IV die in den Jahresmeldun-
gen im Datenbaustein Unfallversicherung 
enthaltenen Daten zusammen und über-
mittelt sie an den zuständigen Träger der 
Unfallversicherung. Damit der von der 
DSRV generierte „DBUV-Lohnnachweis“ 
vollständig ist, ist es allerdings erfor-
derlich, über den Wortlaut des Gesetzes 
hinaus alle über 100 Millionen DEÜV-Mel-
dungen, die Entgelte enthalten, das heißt 
auch Abmeldungen und Unterbrechungs-
meldungen, zu übernehmen.

2.2 Qualität der Meldungen
Die Ausweitung des Zwecks der Meldun-
gen von der Prüfhilfe hin zur Beitrags-
grundlage hat Auswirkungen auf die Qua-
litätsanforderungen. Der Datenbaustein 
Unfallversicherung wurde ursprünglich 
nur mit dem Ziel konzipiert, nach dem 
Paretoprinzip die Standardfälle zutref-
fend abzubilden, während der Rest im 
Rahmen der Betriebsprüfung aufgeklärt 
werden sollte. Als Grundlage der Beitrags-
berechnung muss nun jede denkbare Fall-
gestaltung zu 100 Prozent zutreff end ab-
gebildet werden. Dies hat dazu geführt, 
dass § 28 a SGB IV i. d. F. des UVMG bereits 
vor seinem Inkrafttreten ein erstes Mal an-
gepasst 7 und dann ein halbes Jahr später 
nochmals verändert wurde, 8 um auch die 
Beschäftigten, die nur in der Unfallversi-
cherung Versicherungsschutz genießen, in 
das Meldeverfahren einzubeziehen. Diese 
Personen sind jetzt auch dann bei einer 
Einzugsstelle anzumelden und in den dor-
tigen Beständen zu führen, wenn sie kein 
Mitglied einer Krankenkasse sind.

*
6 BT-Drs. 16 / 9788.

7 Vgl. 2. SGB IV ÄndgG v. 21 . 12 . 2008, BGBl. I, 
 S. 2933.

8 Vgl. Ges. zur Änderung des SGB IV u.a. v. 
 15 . 7 . 2009, BGBl. I, S. 1939.

„Die Datenstelle der Renten-
versicherung kann immer nur 
die zu einer Mitgliedsnummer 
vorliegenden Meldungen zu
einem Lohnnachweis zusam-
menfassen. Ob dieser voll-
ständig ist, lässt sich nicht 
feststellen.“
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Eine weitere Änderung steht noch aus. Im 
Datenbaustein Unfallversicherung gibt es 
derzeit keine Möglichkeit, einem Arbeit-
nehmer mehr als einen Unfallversiche-
rungsträger zuzuordnen. Dies ist jedoch 
erforderlich in Fällen, in denen Arbeitneh-
mer zugleich in einer Gemeindeverwal-
tung und einem oder mehreren kommu-
nalen Ausnahmeunternehmen i. S. d. § 129 
Abs. 4 SGB VII tätig sind oder aufgrund 
einer Überweisung eines Unternehmens 
nach § 137 SGB VII unterjährig ein anderer 
Unfallversicherungsträger zuständig wird. 
Daher arbeiten die Spitzenverbände der 
Sozialversicherung an der Umgestaltung 
des DBUV. Dieser umgestaltete DBUV wird 
jedoch nicht bis zum 1. Januar 2011 einge-
führt sein, so dass bereits feststeht, dass 
die auf der Grundlage der Meldungen für 
den Zeitraum 2011 erzeugten DBUV-Lohn-
nachweise in den oben genannten Fällen 
nicht zu 100 Prozent richtig sein können. 

Die Qualität der Meldungen hängt auch 
entscheidend davon ab, dass der DBUV 
vom Unternehmer richtig ausgefüllt wird. 
Insofern unterscheidet sich das Verfahren 
nicht vom Lohnnachweis. Als zusätzliche 
Komponente kommt jedoch ins Spiel, dass 
bestimmte Angaben, die im Lohnnachweis 
vorgegeben waren, nun vom Unternehmer 
selbst gepfl egt werden müssen und dass 
die eingesetzte Entgeltabrechnungssoft-
ware stets auf dem aktuellen Stand sein 
muss. Zum Jahresbeginn 2010 wurden 
die Datenannahmestellen von einer Wel-
le fehlerhafter Meldungen überrollt, die 
systemgeprüfte Softwareprodukte nicht 
hätten versenden dürfen. 

2.3 Vollständigkeitsprüfung
Beim Lohnnachweis macht der Unterneh-
mer eine Meldung für das gesamte Unter-
nehmen und erklärt damit zugleich, dass 
damit alle Entgelte vollständig gemeldet 
wurden. Hierfür gibt es im DEÜV-Verfah-
ren keine Entsprechung. Die Datenstelle 
der Rentenversicherung kann immer nur 
die für eine Mitgliedsnummer aktuell vor-
handenen Meldungen zusammenfassen. 
Ob bereits für alle Arbeitnehmer die Jah-
resmeldung vorliegt, lässt sich nicht mit 
Sicherheit feststellen. Zwischen der DRV 
Bund und der DGUV wurde ein Verfahren 

entwickelt, mit dem es durch einen Ver-
gleich der Vorjahres- mit den aktuellen 
Meldungen zumindest näherungswei-
se möglich ist, die Vollständigkeit abzu-
schätzen. Ob die sich daraus ergebenden 
Aussagen valide genug sind, um daran 
anknüpfend unter Umständen nach Ab-
lauf der Meldefrist nach § 165 Abs. 3
SGB VII eine Schätzung für die mutmaß-
lich noch ausstehenden Meldungen vor-
zunehmen, wird noch zu prüfen sein. Un-
klar ist in diesem Zusammenhang auch, 
wie mit DEÜV-Meldungen umzugehen ist, 
die der Unternehmer nach Erlass des Bei-
tragsbescheides abgibt oder korrigiert.

2.4 Auswirkungen des Meldever-
 fahrens auf die Zeitabläufe
Die Integration der Unfallversicherungsda-
ten in das für die Bedürfnisse der Beteilig-
ten am Gesamtsozialversicherungsbeitrag 
konzipierte Meldeverfahren wirkt sich an 
verschiedenen Punkten auf die Verfahren 
im Beitragsbereich aus. Dies beginnt be-
reits bei der Aufstellung der Gefahrtari-
fe. Um die Meldungen zu erleichtern und 
die Qualität zu sichern, sind in den Soft-
wareprogrammen alle gültigen Gefahrtarif-
stellen hinterlegt. Die entsprechenden Da-
ten müssen bis zum 15. September an die 
DGUV geliefert werden. Beschlüsse über 
Gefahrtarife können daher nicht mehr wie 
bisher üblich erst in der November / Dezem-
ber-Sitzung der Vertreterversammlung ge-
fasst werden. Der Gefahrtarif muss ein hal-
bes Jahr früher als bisher aufgestellt sein. 
Auf der anderen Seite erhalten die Träger 
nach dem Wegfall der Lohnnachweise die 
auch für die Gefahrklassenberechnung 
benötigten Entgeltdaten erst nach dem 
15. April. Im Ergebnis führt dies dazu, 
dass die Daten des Vorjahres nicht mehr 
in die Beratungen über die Gefahrtarife 
einfl ießen können. Bei der Gefahrtarifbil-
dung bleiben dann nicht nur das Jahr, in 
dem der Beschluss gefasst wird, sondern 
auch das Jahr davor unberücksichtigt. Der 
Gefahrtarif verliert an Aktualität. 

Da Entgeltmeldungen im DEÜV-Verfahren 
jederzeit anfallen können, muss zu jeder 
Zeit die Veranlagung der Unternehmen 
zum aktuellen Gefahrtarif feststehen. Bei 
Neugründungen sind dem Unternehmer 

schnell die Mitgliedsnummer und die Ge-
fahrtarifdaten mitzuteilen. Für eine ord-
nungsgemäße Prüfung der Zuständigkeit 
des angegangenen Trägers und zur Veran-
lagung bleibt kaum Zeit. 

Nach der Ablösung der Lohnnachweise 
werden die Grundlagen für die Umlage-
berechnung erst nach Ende der Frist für 
die DEÜV-Jahresmeldungen am 15. April 
vorliegen. Eine Qualitätsprüfung dieser 
Daten vor der Weitergabe an das BVA zum 
Zwecke der Durchführung der Lastenver-
teilung bis zum 30. April ist praktisch aus-
geschlossen. Insgesamt verzögert sich das 
Verfahren der Beitragserhebung um min-
destens zwei Monate. 

2.5 Fazit
Durch die Verbindung der Meldung von 
UV-Daten mit den sonstigen Sozialversiche-
rungsmeldungen wird das Meldeverfahren 
komplizierter und fehleranfälliger. Wann 
aus den DEÜV-Meldungen ein Ersatzlohn-
nachweis erzeugt werden kann, der die 
notwendigen Qualitätsanforderungen er-
füllt, kann derzeit noch nicht sicher vor-
ausgesagt werden. In jedem Fall führt das 
DEÜV-Meldeverfahren an mehreren Stel-
len zu einem Verlust von Aktualität und 
Gründlichkeit, hat Auswirkungen auf die 
Entscheidungsabläufe und führt zu einer 
Verschiebung des Beitragsverfahrens. ●
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Das Unfallversicherungsmodernisierungsgesetz (UVMG) bildet die Rechtsgrundlage für die 
Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie (GDA). Es gibt allen Beteiligten das nötige Maß an 
Verbindlichkeit, um Veränderungsprozesse zu gestalten, in Gang zu halten und weiterzuentwickeln. 

Hintergrund
In früheren Ausgaben von DGUV Forum
wurde bereits über die Gemeinsame 
Deutsche Arbeitsschutzstrategie (GDA) 
berichtet – insbesondere darüber, was 
die GDA überhaupt ist und was sie leis-
ten soll. Die konstituierende Sitzung der 
Nationalen Arbeitsschutzkonferenz so-
wie die für den eigentlichen Start der 
GDA-Arbeitsprogramme maßgebliche ers-
te Sitzung der Nationalen Arbeitsschutz-
konferenz im Jahr 2009 waren Schwer-
punkte von Beiträgen (siehe Ausgaben 
1 / 2009 und 7⋅8 / 2009). Diesmal wird 
die GDA aus dem Blickwinkel des seit 
nunmehr anderthalb Jahren geltenden 
UVMG betrachtet sein. Diese Sichtwei-
se tritt bei Berichten über die GDA und 
ihre Auswirkungen auf die Prävention in 

Deutschland häufi g in den Hintergrund, 
wird doch die GDA für sich allein zumeist 
als Aufbruch in eine neue Zeit der Prä-
vention verstanden. Dies ist so sicherlich 
nicht falsch, beleuchtet aber eben doch 
nur einen Teil des Ganzen. Tatsächlich 
gäbe es ohne das UVMG mit seinen Än-
derungen und Ergänzungen des SGB VII 
und des Arbeitsschutzgesetzes die GDA 
in der uns heute geläufi gen Gestalt nicht. 
Kurz gesagt: Die GDA gründet sich auf die 
durch das UVMG geschaff ene rechtliche 
Basis und besäße ohne das ihr damit ge-
gebene Fundament nicht die notwendige 
Stabilität. Insofern erscheint es durchaus 
gerechtfertigt, den Rückblick auf andert-
halb Jahre UVMG mit einer Betrachtung 
der GDA und ihres bisher erreichten Stan-
des zu verknüpfen.

Verpflichtung zur Gemeinsamkeit
Das wesentlich neue Element der Ge-
meinsamen Deutschen Arbeitsschutz-
strategie ist die Verpflichtung zur Ge-
meinsamkeit ihrer Träger. Beide in 
Deutschland unmittelbar für den Arbeits-
schutz zuständigen Träger, die Unfall-
versicherungen ebenso wie die Länder, 
haben in der Vergangenheit gute Arbeit 
in der Prävention geleistet. Sicherheit 
und Gesundheitsschutz müssen daher 
im Zeitalter der GDA nicht neu erfunden 
werden, sondern man kann bereits den 
Blick auf beträchtliche Erfolge richten. 
Dies wird seit Jahren eindrucksvoll belegt 
durch sinkende Unfall- und Berufskrank-
heitenzahlen und einen durchschnittlich 
sinkenden Beitrag der Unternehmen zur 
gesetzlichen Unfallversicherung. 

Eine Zwischenbilanz

Die Gemeinsame Deutsche 
Arbeitsschutzstrategie
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Das wirklich Neue ist ein intensivierter 
Abstimmungsprozess zwischen Unfallver-
sicherung und staatlichem Arbeitsschutz. 
Dies wird dazu führen, dass die institutio-
nell geregelte Kooperation in der Präven-
tion – vor allem ein verbesserter Einsatz 
der zur Verfügung stehenden personellen 
und sächlichen Ressourcen, ebenso die 
Vermeidung von Redundanzen, wie zum 
Beispiel in der Aufsichtspraxis sehr selten 
vorkommende Doppelbesichtigungen von 
einzelnen Betrieben – unmittelbar auch 
den Unternehmen zugutekommen wird. 
Damit setzt die GDA genau dort an, wo 
sich die Vorteile dieses Konzepts letztlich 
auswirken sollen: bei den Betrieben und 
ihren Beschäftigten. 

Paradigmenwechsel
Die Landschaft des deutschen Arbeits-
schutzes wird sich durch die GDA erkenn-
bar ändern, wie der folgende Vergleich 
verdeutlicht:
Früher
∙   legte jeder Träger in der Prävention ei-

gene Ziele und Schwerpunkte fest. Die-
se waren von UV-Träger zu UV-Träger, 
im öffentlichen Dienst, der Landwirt-
schaft, von Land zu Land und von UV-
Träger zu Land sehr unterschiedlich.

∙   wählte jeder Träger Handlungsfelder 
(auch Methoden und Instrumente) zur 
Erreichung seiner eigenen Ziele weitge-
hend unabhängig von anderen aus.

∙   waren Kooperationen der Träger mög-
lich und teilweise auch üblich, dies 
aber immer auf freiwilliger Basis und 
damit weder flächendeckend noch 
durchgängig.

∙   war auf nationaler und insbesondere 
auf internationaler Ebene der – so wahr-
genommene – „Flickenteppich“ der Zie-
le und Handlungsfelder in Deutschland 
nicht vernünftig darstellbar.

Durch die Einführung der GDA und auf-
grund der Umsetzungsverpfl ichtung für die 
Träger des Arbeitsschutzes in Deutschland 
ergibt sich heute eine neue Situation:
∙   Alle Träger verständigen sich auf ge-

meinsame Ziele.
∙   Alle Träger wählen – im Rahmen ihrer

Möglichkeiten und Kompetenzen – 
abgestimmte Handlungsfelder aus, die 

die gemeinsamen Ziele wirksam unter-
stützen.

∙   Kooperationen der Träger zur Zielerrei-
chung sind verpfl ichtend für alle; dar-
aus ergibt sich auch ein Recht zur wech-
selseitigen Mitwirkung.

∙   Auf nationaler und internationaler Ebe-
ne sind die gemeinsamen deutschen 
Ziele und Handlungsfelder gut zu ver-
mitteln und darzustellen.

Insgesamt kann daher gesagt werden, 
dass unter dem GDA-Dach zukünftig ei-
ne begrenzte Anzahl gemeinsamer Ziele 
aller Träger des deutschen Arbeitsschut-
zes abgestimmt und in ausgewählten 
Handlungsfeldern umgesetzt wird. Die 
Aktivitäten in diesen Handlungsfeldern 
werden durch das gemeinsame Dach der 
GDA zusammengeführt und gebündelt. 
Die erwarteten positiven Auswirkungen 
der intensivierten Zusammenarbeit von 
Unfallversicherungsträgern und staatli-
chen Arbeitsschutzbehörden sind schon 
jetzt zu Beginn der operativen Phase der 
GDA zu verzeichnen, auch wenn noch kei-
ne evaluierten Ergebnisse aus den Arbeits-
programmen vorliegen. Die Qualität der 
Zusammenarbeit hat sich nach Einschät-
zung vieler Beteiligter insgesamt spürbar 
weiterentwickelt. Neben der Zusammen-
arbeit im Rahmen der GDA bleibt es jedem 
Träger, sowohl auf Seiten des Staates als 

auch auf Seiten der Unfallversicherung, 
unbenommen, weitere Ziele und Hand-
lungsfelder für bestimmte Zielgruppen, 
branchenbezogene Schwerpunkte oder 
Aktionen aufzugreifen und zu verfolgen.

Strukturen der GDA
Ergänzend zu den politischen und recht-
lichen Vorbereitungen der GDA mit ihrer 
strategischen Ausrichtung haben die Trä-
ger dieses Projekts eine operative Infra-
struktur geschaff en. Als institutionalisierte 
Einrichtung steuert die Nationale Arbeits-
schutzkonferenz (NAK) die Gemeinsame 
Deutsche Arbeitsschutzstrategie. Die NAK 
setzt sich aus jeweils drei stimmberechtig-
ten Vertretern von Bund, Ländern und ge-
setzlicher Unfallversicherung und aus bis 
zu je drei beratenden Vertretern der Spit-
zenverbände der Sozialpartner zusammen. 
Sie bildet eine Art Kommandozentrale für 
die GDA, in der alle für die Steuerung des 
Prozesses maßgeblichen Informations- 
und Kommunikationsstränge zusammen-
laufen und die Grundsatzentscheidungen 
getroff en werden. Zur Unterstützung der 
NAK wurde bei der Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) 
eine NAK-Geschäftsstelle eingerichtet, 
die auf der Basis einer gemeinschaft-
lich entwickelten Geschäftsordnung am 
1. September 2008 ihren Dienst in Berlin 
aufgenommen hat. ▸
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Operative Phase der GDA
Zur Vorbereitung der operativen Umset-
zung der Ziele der GDA wurden in der 
NAK die Basisdokumente und weitere 
Arbeitsgrundlagen für die ersten kon-
kreten Arbeitsprogramme abgestimmt 
und beschlossen. Im Rahmen eines ers-
ten GDA-Programmzeitraums von 2009 
bis 2012 haben sich die GDA-Träger aus-
gehend von den vorgenannten gemeinsa-
men Zielen für den Arbeitsschutz auf vor-
rangige Handlungsfelder und Eckpunkte 
für Arbeitsprogramme verständigt. Die-
se sollen nach einheitlichen Grundsät-
zen ausgeführt und hinsichtlich ihrer 
Wirksamkeit evaluiert werden. Es wur-
de beschlossen, Verfahren festzulegen, 
wie die für den Arbeitsschutz zuständi-
gen Landesbehörden und die Unfallversi-
cherungsträger sich bei der Beratung und 
Überwachung der Betriebe abstimmen 
sollen. Darüber hinaus soll in naher Zu-
kunft ein verständliches, überschauba-
res und abgestimmtes Vorschriften- und 
Regelwerk entstehen; dieser Bereich der 
GDA ist zurzeit jedoch noch eine „Bau-
stelle“, auf der unterschiedliche Ansät-
ze und Vorstellungen vorherrschen und 
noch keine gemeinsame Gesamtposition 
entwickelt werden konnte. 

Für die im Jahr 2009 begonnene erste 
Umsetzungsphase haben die Träger in 
enger Abstimmung mit den Sozialpart-
nern sechs bundesweit nach einheitli-
chen Kriterien vorrangig durchzufüh-
rende Arbeitsprogramme, sogenannte 
„Leuchtturmprojekte“ oder „Kategorie I“-
Projekte vereinbart:

1.   Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
Bau- und Montagearbeiten

2.   Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
der Zeitarbeit

3.   Sicher fahren und transportieren 
(innerbetrieblich und öff entlich)

4.   Sicherheit und Gesundheitsschutz 
bei der Pfl ege

5.   Gesund und erfolgreich arbeiten 
im Büro

6.   Gesundheitsschutz bei Feuchtarbeit 
und Tätigkeiten mit hautschädigen-
den Stoff en

Diese Projekte der Kategorie I sollen von 
allen GDA-Trägern grundsätzlich verbind-
lich und bundesweit einheitlich durchge-
führt werden. Bei der Durchführung der 
Arbeitsprogramme für die Arbeitsschutz-
ziele Prävention von „Arbeitsunfällen“ 
und „Muskel-Skelett-Belastungen und 
-Erkrankungen“ sollen die Verringerung 
von psychischen Fehlbelastungen und die 
Förderung der systematischen Wahrneh-
mung des Arbeitsschutzes in Unterneh-
men mit einbezogen werden.

Über die Kategorie I-Projekte hinaus wur-
den fünf weitere von den drei Trägern 
umzusetzende GDA-Arbeitsprogramme 
(„Kategorie II“-Projekte) beschlossen, 
für die ebenfalls Eckpunkte abgesteckt 
wurden und zu denen eine Vorgabe von 
Indikatoren und Kennziff ern entwickelt 
wurde beziehungsweise angestrebt wird. 
Die Durchführungsverpfl ichtung für alle 
Träger ist hier jedoch „off en“, das bedeu-
tet unter anderem, dass die Beteiligung 
fakultativ erfolgen kann. Beim Arbeits-
schutzziel „Arbeitsunfälle“ wurde hier 
als weiteres Arbeitsprogramm die „Sen-
sibilisierung für das Thema Sicherheit 
und Gesundheitsschutz in Schulen“ ver-
einbart. 

Beschlossen wurde darüber hinaus noch 
die Durchführung von vier weiteren Ar-
beitsprogrammen der Kategorie II zur 
Förderung von Sicherheit und Gesund-
heitsschutz bei einseitig belastenden und 
bewegungsarmen Tätigkeiten im Arbeits-
schutzziel „Muskel-Skelett-Belastungen 
und -Erkrankungen“

„Die Nationale Arbeitsschutz-
konferenz – NAK steuert 
den Gesamt-Prozess der 
Gemeinsamen Deutschen 
Arbeitsschutzstrategie.“
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∙   an Produktionsarbeitsplätzen in der 
Ernährungsindustrie,

∙   an Produktionsarbeitsplätzen im 
Bereich feinmechanischer Montiertä-
tigkeiten,

∙   in der Gastronomie und Hotellerie und 
∙   bei der Personenbeförderung im 

öff entlichen Personennahverkehr.

Planmäßig und mit einer öffentlichen 
Präsentation der GDA am 16. Juli 2009 
hat die operative Phase für die ersten 
drei Arbeitsprogramme begonnen. Im 
Rahmen einer Auftaktveranstaltung in 
Berlin-Schönefeld wurden die geplan-
ten Beratungs-, Schulungs- und Über-
wachungsmaßnahmen, die von allen 
Bundesländern und allen Unfallversi-
cherungen gemeinsam umgesetzt wer-
den, erstmals der Öffentlichkeit vorge-
stellt. Mit diesem offi  ziellen Start in die 
Umsetzungsphase sind die vereinbar-
ten Programme der Gemeinsamen Deut-
schen Arbeitsschutzstrategie zeitlich 
gestaff elt an den Start gegangen. Das ge-
meinsame Ziel ist, die immer noch vor-
handenen „klassischen“ ebenso wie die 
„neuen“ Gesundheitsgefährdungen sys-
tematisch und noch zielgerichteter zu 
bekämpfen und dabei insbesondere die 
Gesundheitskompetenz der Beschäftig-
ten zu stärken. Bei der Umsetzung der 

Programme, die in enger Abstimmung 
mit den Sozialpartnern erarbeitet wur-
den, soll deshalb auch der zunehmend 
von Beschäftigten beklagte Einfl uss psy-
chischer Fehlbel astungen berücksichtigt 
werden. Zugleich liegt ein Schwerpunkt 
auf kleinen und mittleren Betrieben mit 
dem Ziel, auch dort das Bewusstsein für 
eine Präventionskultur und für mehr 
Sicherheit und Gesundheitsschutz der 
Beschäftigten zu schärfen. 

Während die ersten drei „Leuchttürme“ 
(„Haut“, „Zeitarbeit“ und „Bau- und 
Montagearbeiten“) jetzt in die Fläche 
gehen, laufen die vorbereitenden Arbei-
ten an den übrigen Arbeitsprogrammen 
selbstverständlich weiter. Alle elf gemein-
sam entwickelten Programme der ersten 
und der zweiten Priorität sollen im ers-
ten GDA-Zeitraum 2009 bis 2012 umge-
setzt werden. Die aus der planmäßig 
stattfi ndenden Staff elung sich ergebende 
gleichmäßigere Verteilung der einzelnen 
Umsetzungsmaßnahmen auf einen Vier-
jahreszeitraum schaff t für alle handeln-
den Akteure – insbesondere auch für die 
angesprochenen Betriebe – eine Verste-
tigung ihrer Präventionsanstrengungen. 
Dies sorgt für eine Kontinuität in der 
Präventionsarbeit und wirkt einer unge-
wollten Verdichtung der Maßnahmen und 

damit einer ansonsten zu befürchtenden 
Überlastung in den Betrieben entgegen. 
Denn letztlich sollen die Betriebe mit der 
neuen GDA keineswegs überfordert oder 
gar überrannt werden. Es geht darum, die 
auch in der Vergangenheit von allen Ver-
antwortung tragenden Akteuren geleis-
tete Präventionsarbeit neu auszurichten 
und auf eine gemeinsame, arbeitsteilige
und kooperative Grundlage zu stellen. 
Gute Arbeitsbedingungen und wirtschaft-
licher Erfolg gehören nachweisbar zusam-
men, so dass die GDA mit ihren jetzt an-
stehenden Umsetzungsmaßnahmen auch 
in wirtschaftlich schwierigen Zeiten im 
Einklang mit den Interessen der ange-
sprochenen Betriebe stehen wird.

Aufgaben und rechtliche Grundlagen
Es ist folgerichtig, dass die GDA ihre ers-
ten Aktivitäten dort bündelt, wo Eff ekte 
und möglichst auch messbare Präventi-
onserfolge erlebbar und damit in der Öf-
fentlichkeit auch wahrgenommen werden. 
Daher haben sich die Träger der GDA in 
der Startphase zunächst mit Nachdruck 
auf die Ermittlung der ersten in Angriff  zu 
nehmenden Arbeitsschutzziele konzent-
riert, daraus die Projektpläne für konkre-
te Präventionsmaßnahmen abgeleitet und 
die zurzeit im Fokus stehenden 11 Arbeits-
programme entwickelt. ▸

„Gute Arbeitsbedingungen und wirtscha� licher Erfolg gehören zusammen. Die Betriebe 
werden mit der GDA ihre Präventionsarbeit verstetigen und neu ausrichten können, ohne 
hierdurch Mehrbelastungen zu erfahren.“
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Gleichwohl – und ein Rückblick auf das 
UVMG darf dies nicht unerwähnt las-
sen – umfasst die GDA auch andere re-
levante Vorgaben neben der Ermittlung 
und Verfolgung gemeinsamer Arbeits-
schutzziele. Der neue durch das UVMG 
in das Arbeitsschutzgesetz eingefügte 
§ 20 a, der die GDA rechtlich verankert, 
enthält in seinem 2. Absatz eine Liste 
von fünf Positionen, die unter dem Dach 
der GDA zu erfüllen 
sind. Neben den be-
reits angesproche-
nen Handlungsfel-
dern der Prävention 
werden hier auch 
deren Evaluierung, 
ein abgestimmtes 
Vorgehen der Lan-
desbehörden sowie 
der Unfallversiche-
rungsträger und nicht zuletzt auch ein 
verständliches, überschaubares und ab-
gestimmtes Vorschriften- und Regelwerk 
gefordert. Sicher wäre es naheliegend, 
bei den drei neben der eigentlichen be-
trieblichen Präventionsarbeit vom Ge-
setzgeber verlangten GDA-Bestandteilen, 
nämlich Erfolgskontrolle (nichts anderes 
ist letztlich die Evaluation), Koordinati-
on der Träger im Bereich des betrieb-
lichen Arbeitsschutzes und Schaffung 
eines konsistenten Regelwerks als de-
ren Arbeitsgrundlage, von einer eigent-

lich selbstverständlichen Vorausetzung 
für eine auf Gemeinsamkeit fußende 
Präventionsstrategie zu sprechen. 

Die Bemühungen der zurückliegenden 
Jahre und Jahrzehnte im deutschen Ar-
beitsschutz machen deutlich, dass es bei 
der Herstellung dieser mehr als nahe-
liegenden Grundlage mitunter doch er-
hebliche Reibungsverluste gab. Die gu-

te Absicht ist sicher 
bei allen für die ent-
sprechenden Ent-
scheidungen Verant-
wortung tragenden 
Akteuren zu unter-
stellen. Indessen er-
wies es sich in einer 
derart komplexen 
Struktur wie der vom 
Föderalismus ge -

prägten Bundesrepublik mit der Hoheit 
der Länder im Vollzug des Arbeitsschut-
zes und der zugegebenermaßen – zumin-
dest vor den inzwischen eingeleiteten und 
überwiegend erfolgreich abgeschlossenen 
Fusionsprozessen in der gesetzlichen Un-
fallversicherung – anzutreff enden Vielfalt 
in deren Trägerlandschaft mitunter doch 
als schwierig und meist langwierig, die 
an und für sich gebotene Gemeinsamkeit 
in der täglichen Praxis herzustellen. Hier 
bietet nun der durch das UVMG geschaff e-
ne gesetzliche Rahmen den Ansatzpunkt, 
um eine Koordination zwischen dem Ar-
beitsschutz des Staates und der Unfallver-
sicherung verbindlich zu machen. Auch 
hieran haben die Träger der GDA in der 
Nationalen Arbeitsschutzkonferenz schon 
die Arbeit aufgenommen. Für bestimmte, 
durchaus komplexe Bereiche wurden be-
reits intern auf die jeweiligen Aufsichts-
dienste von Staat und Unfallversicherung 
gerichtete Vorgehensweisen abgestimmt, 
mit denen das gemeinsame Handeln in 
der Prävention künftig besser koordiniert 
werden soll. Zurzeit liegt bereits ein Ab-
stimmungskonzept im Bereich der Gefähr-
dungsbeurteilung vor, an einem Papier 
zum gemeinsamen und abgestimmten 
Vorgehen bei der Beratung und Überwa-
chung der Betriebe wird derzeit in einer 
Arbeitsgruppe der Nationalen Arbeits-
schutzkonferenz gearbeitet.

Regionale Umsetzung
Die erfolgreiche Umsetzung der GDA-
Arbeitsprogramme in der Fläche steht und 
fällt mit einer eff ektiven regionalen Koor-
dinierung der beteiligten Aufsichtsdiens-
te von Länderarbeitsschutzbehörden und 
Unfallversicherungsträgern. Die Verteilung 
der Aufgaben und die Aufteilung der in 
annähernd 500.000 Betrieben vorgesehe-
nen Besichtigungen auf die verschiedenen 
Beteiligten in mehreren gleichzeitig lau-
fenden GDA-Arbeitsprogrammen bedeutet 
insbesondere für die Unfallversicherungs-
träger einen größeren Koordinationsauf-
wand als früher, als jeder Träger in seinem 
Zuständigkeitsbereich aufgrund einer ein-
deutig zugeordneten Branchen-, Bereichs- 
beziehungsweise Regionalverantwortung 

Das GDA-Projekt „Gesundheitsschutz 
bei Feuchtarbeit und Tätigkeiten mit 
Hautschädigenden Sto� en“ bekämp�  
auch Risiken, die durchaus alltäglich 
erscheinen können

Fo
to

: P
au

l E
ss

er

Fo
to

: F
ot

ol
ia

 / D
io

rg
i

„Das UVMG scha�   einen 
umfassenden rechtlichen 
Rahmen für die GDA, der 
außer den Präventionszielen
auch die institutionellen 
Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Umsetzung der
Projekte mit einbezieht.“
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weitgehend unabgestimmt in Aufsicht und 
Beratung tätig war. Diese durch die GDA 
notwendig gewordenen komplexen Steu-
erungsaufgaben werden von den Gemein-
samen Landesbezogenen Stellen (GLS) der 
sechs regionalen Gliederungen der DGUV 
– der Landesverbände – für die Unfall-
versicherungsträger wahrgenommen. Zur 
Koordinierung auf der Länderebene haben 
die DGUV-Landesverbände Lenkungsaus-
schüsse eingerichtet, in denen sich die 
Vertreter der in der jeweiligen Region 
tätigen Unfallversicherungsträger über ihre
Aufgabenverteilung abstimmen.

Evaluation und Datenmanagement
Für die vorgesehene Evaluation der Ar-
beitsprogramme und natürlich der GDA 

als Instrument insgesamt – die sogenann-
te Dachevaluation – ist es erforderlich, 
umfangreiche Daten sowohl im Rahmen 
der Arbeitsprogramme als auch darüber 
hinaus zu erfassen. Insbesondere für die 
beabsichtigte gegenseitige Information 
über durchgeführte Besichtigungen und 
Beratungen in Betrieben ist vorgesehen, 
allen Beteiligten bei Staat und Unfallver-
sicherungsträgern eine internetgestützte 
Datenbank zur Verfügung zu stellen. Dies 
kann jedoch nur auf der Basis eines mit 
den zuständigen Datenschutzbeauftrag-
ten von Bund und Ländern abgestimm-
ten Datenhaltungskonzeptes erfolgen. 
Für die Herstellung einer belastbaren 
Rechtsgrundlage besteht möglicherwei-
se gesetzgeberischer Handlungsbedarf, 
um den strengen Forderungen des Daten-
schutzrechtes gerecht zu werden. Hierfür 
muss gegebenenfalls  noch eine Berechti-
gung für den automatisierten Datenaus-
tausch zwischen Unfallversicherungsträ-
gern und Länderarbeitsschutzbehörden 
über geplante und durchgeführte Be-
sichtigungen sowie deren Ergebnisse im 
Arbeitsschutzgesetz sowie in den dafür 
vorgesehenen Teilen des Sozialgesetz-
buches (SGB) verankert werden. Um die 
Erhebungen im Rahmen der Arbeitspro-
gramme gleichwohl jetzt schon umsetzen 
zu können, bedarf es übergangsweise in-
dividueller Interimslösungen bei der Ab-
stimmung. Diese werden derzeit im Be-
nehmen von Länderaufsichtsdiensten 
und Gemeinsamen Landesbezogenen 
Stellen der Unfallversicherungsträger 
entwickelt. 

Ausblick
Im laufenden Jahr 2010 ist eine Halbzeit-
bilanz der bisherigen Aktivitäten im Rah-
men der GDA vorgesehen. Diese wird un-
terstützt werden durch ein konzertiertes, 
systematisches Vorgehen bei der Öff ent-
lichkeitsarbeit für die GDA. Eine Hürde, 
die hier noch genommen werden muss, 
ist die Bereitstellung angemessener fi-
nanzieller Mittel für adäquate öff entlich-
keitswirksame Maßnahmen. Die Halbzeit-
bilanz wird sich auch mit Möglichkeiten 
der Verbesserung und weiteren Profes-
sionalisierung der GDA-Prozesse und 
-Maßnahmen befassen; dies wird durch 

ein nachgehendes Prozesscontrolling un-
terstützt werden. Die Ergebnisse dieser 
Halbzeitbilanz werden im Hinblick auf 
den Beginn der Vorbereitungen für die 
Fortführung der GDA ab 2013 (2. Periode) 
eine wichtige Grundlage sein. Unterstützt 
werden soll dieser Prozess durch die ent-
sprechend angepasste inhaltliche Ausge-
staltung des 5. Arbeitsschutzforums am 
2. / 3. November 2010 in Dresden, das von 
der DGUV ausgerichtet wird. Im Arbeits-
schutzforum 2010 sollen die nichtinstitu-
tionellen Partner der GDA, wie Kranken-
kassen, Verbände, Forschungsinstitute 
und die Arbeitsschutzfachgesellschaften, 
Gelegenheit erhalten, ihre thematischen 
und inhaltlichen Vorschläge in den Pro-
zess der Planung der neuen GDA-Periode 
mit einzubringen. ●
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Betriebliches Gesundheitsmanagement rückt immer mehr in den Vordergrund. Die Aktivitäten und 
Zielsetzungen der Unfallversicherungsträger auf diesem Gebiet wurden jetzt in einer Bestands-
aufnahme untersucht.

Zwischen Gesundheitsförderung und Arbeitsschutz

Die Aktivitäten der Unfallversicherungsträger 
im Bereich „Gesundheit im Betrieb“

ie Veränderungen in der Arbeits-
welt, unter anderem bedingt 
durch den demografi schen Wan-

del und neue Arbeitsformen, führen 
letztendlich auch zu veränderten arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren und Be-
lastungen. Insbesondere die psychischen 
und psychosozialen Belastungen nehmen 
immer weiter an Bedeutung zu. 

Um Fehlbelastungen zu verhüten und die 
Gesundheit der Beschäftigten zu erhal-
ten und zu fördern, rücken Konzepte zum 

Betrieblichen Gesundheitsmanagement 
immer stärker in den Fokus der Unfall-
versicherungsträger. 

Das Thema „Gesundheit im Betrieb“ wirft 
aber auch Fragen auf: Inwieweit sind As-
pekte der Gesundheitsförderung Aufga-
be der Unfallversicherungsträger? Wie 
stark und auf welche Weise engagieren 
sich die Unfallversicherungsträger in 
den „weicheren“, gesundheitsorientier-
ten Themen und wie werden diese in das 
Arbeitsschutzmanagement integriert?

Um diese Fragen zu beantworten, hat der 
Fachausschuss „Organisation des Arbeits-
schutzes“ (FA ORG) der DGUV mit Unterstüt-
zung der Präventionsleiterkonferenz (PLK) 
2009 ein Projekt aufgelegt. Ziel des Projekts 
war die Durchführung einer Bestandsauf-
nahme zu den Aktivitäten der Unfallver-
sicherungsträger im Bereich „Gesundheit 
im Betrieb“. Die Projektgruppe umfasste 
knapp 30 Mitglieder verschiedener Unfall-
versicherungsträger und Verbände, der 
DGUV und des IAG und wurde geleitet von 
Björn Wegner (Unfallkasse des Bundes).
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Inhalt und Ablauf der 
Bestandsaufnahme
Um ein möglichst umfassendes Bild über 
die Aktivitäten und Zielsetzungen der 
Unfallversicherungsträger zu erhalten, 
wurden folgende Fragestellungen für die 
Bestandsaufnahme festgelegt: 

1.   Welche Ziele werden mit dem Thema 
„Gesundheit im Betrieb“ verfolgt?

2.   Zu welchen Themenfeldern mit wel-
cher Priorität bieten die UV-Träger Prä-
ventionsleistungen unter dem Fokus 
„Gesundheit im Betrieb“ an?

3.   Inwieweit werden Konzepte zur Etab-
lierung von Managementsystemen an-
geboten und was beinhalten diese?

4.   Wie erfolgt die Wirksamkeitsprüfung 
und welche Ergebnisse gibt es?

5.   Welche Kooperationen mit anderen 
Institutionen und Trägern zum Thema 
gibt es?

6.   Welche Professionen werden im Thema 
eingesetzt?

7.   Wie wird das Thema heute und in Zu-
kunft hinsichtlich seiner Bedeutung 
beurteilt?

Die Projektgruppe hat diese sieben As-
pekte in einem Fragebogen operatio-
nalisiert. Dieser wurde vom Institut für 
Arbeit und Gesundheit der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (IAG) 
in Dresden elektronisch erstellt und im 
Sommer 2009 postalisch an die Präven-
tionsleiter der Berufsgenossenschaften 
und die Unfallversicherungsträger der 
öff entlichen Hand versandt. 

Der Fragebogen besteht aus sieben 
Abschnitten. Einen ganz wesentlichen 
Bestandteil der Befragung bildet der Ab-
schnitt 2. Hier wurden von der Projektgrup-
pe die Themenfelder festgelegt, die das 
Handlungsfeld „Gesundheit im Betrieb“ 
aus ihrer Sicht beschreiben. Diese sind:

1.   Alternsgerechtes Arbeiten
2.   Arbeitsorganisation / Arbeitsinhalte
3.  Betriebliches Eingliederungs-

management
4.   Bewegung
5.  Ergonomie
6.   Ernährung
7.  Führungsverhalten
8.  Medizinische Vorsorge
9.   Muskel-Skelett-Belastungen und 

-Erkrankungen
10.   Nichtraucherschutz und Raucher-

entwöhnung
11.   Physikalisch-chemisch-biologische 

Beeinträchtigungen
12.   Prävention von Hauterkrankungen
13.   Psychische und psychosoziale 

Belastungen und Beanspruchungen 
(einschließlich Stress und Gewalt 
am Arbeitsplatz)

14.   Suchtprävention
15.   Zielgruppenspezifi sche Themen
16.   Sonstige

Für jedes der Themenfelder wurde in dem 
Fragenbogen abgefragt, welche Präventi-
onsleistungen die Unfallversicherungsträ-
ger in dem entsprechenden Themenfeld 
anbieten und welche Priorität das The-
menfeld aktuell und in der Zukunft für 

sie hat. Die Unterteilung der im Fragebo-
gen abgefragten „Präventionsleistungen“ 
wurde aus dem PLK-Projekt „Präventi-
onsleistungen der Unfallversicherungs-
träger“ 1 übernommen, welche auf dem 
Forschungsprojekt „Qualität in der Prä-
vention – QdP“ 2 der DGUV basieren.

Ergebnisse der Bestandsaufnahme
Insgesamt konnten vom IAG 37 ausgefüll-
te Fragebögen in die Auswertung einbe-
zogen werden. Die daraus resultierende 
Rücklaufquote von 87 Prozent ist als sehr 
positiv zu bewerten. Im Folgenden werden 
die zentralen Ergebnisse der Bestandsauf-
nahme dargestellt. Weitere Auswertungen 
und der Fragebogen können bei den Auto-
ren angefordert werden. 

1. Welche Ziele werden mit dem Thema 
 „Gesundheit im Betrieb“ verfolgt?
95 Prozent der UV-Träger geben an, dass 
sie das Thema „Gesundheit im Betrieb“ 
in der Prävention als festen Bestandteil 
ihrer Arbeitsaufgaben sehen. 55 Prozent 
haben ihre Ziele hierzu schriftlich fest-
gelegt. Die festgelegten Ziele wiederum 
stellen sich sehr heterogen dar. Sie variie-
ren von sehr allgemeinen (Verhütung ar-
beitsbedingter Gesundheitsgefahren;  ▸

*
1 Download unter www.dguv.de / iag / de/
 beratung / pdfs / praevleistungen.pdf 

2 Informationen siehe www.dguv.de / inhalt/
 praevention / praev_lohnt_sich / qualitaet/
 index.jsp

„Gesundheit im Betrieb“ ist ein Projekt des Fachausschus-
ses „Organisation des Arbeitsschutzes“ (FA ORG) der DGUV. 
Experten der Berufsgenossenscha� en und Unfallkassen er-
arbeiten in diesem Gremium gemeinsam mit Bund, Ländern 
und Verbänden innovative Lösungen zur Prävention als Füh-
rungsaufgabe. Der Fachausschuss entwickelt praktische Hil-
fen für systematischen Arbeitsschutz im Betrieb und aktuali-
siert kontinuierlich das entsprechende DGUV-Regelwerk. Alle 
Projekte des Fachausschusses behandeln aktuelle Themen 
aus den Bereichen „Betriebsärztliche und sicherheitstechni-

sche Betreuung“, „Sicherheitsbeau� ragte“, „Systematische 
Integration von Sicherheit und Gesundheit in den Betrieb“ 
sowie „Neue Formen der Arbeit“.

Mehr Infos unter www.dguv.de > Webcode: d69305

Kontakt
Dr. Frank Bell, Geschä� sstelle des Fachausschusses 
„Organisation des Arbeitsschutzes“ (DGUV), 
Telefon: 02241 231-1357, E-Mail: frank.bell@dguv.de

Fachausschuss „Organisation des Arbeitsschutzes“
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Betriebliche Gesundheitsförderung / Ge-
sundheitsmanagement unterstützen) bis 
hin zu eher spezifi schen Formulierungen 
(Fehlzeitenverringerung; Verbesserung des 
Führungsverhaltens). 

2. Zu welchen Themenfeldern mit 
 welcher Priorität bieten die 
 UV-Träger Präventionsleistungen 
 unter dem Fokus „Gesundheit im 
 Betrieb“ an?
Eine aktuell und in der Zukunft gleicherma-
ßen hohe Priorität haben die Themenfelder 
„Ergonomie“, „Hauterkrankungen“, „phy-
sikalisch-chemisch-biologische Einwirkun-
gen“ und „Muskel-Skelett-Belastungen und 
-Erkrankungen“ (siehe Abbildung 1). Eine 
ebenfalls hohe Priorität in der Gegenwart 
wird den Themenfeldern „Arbeitsorgani-
sation / Arbeitsinhalte“, „Führungsverhal-
ten“, „psychische und psychosoziale Belas-
tungen“ sowie „Bewegung“ zugeschrieben. 

Deren Bedeutung nimmt in der Zukunft so-
gar noch signifi kant zu. Trotz eher geringer 
aktueller Priorität lässt sich auch bei den 
Themenfeldern „alternsgerechtes Arbei-
ten“ und „Betriebliches Eingliederungs-
management“ ein signifi kanter Anstieg der 
zukünftigen Bedeutung feststellen. 

Die Bandbreite der angebotenen Präventi-
onsleistungen ist bei den Themenfeldern 
„Hauterkrankungen“, „physikalisch-che-
misch-biologische Einwirkungen“ sowie 
„Ergonomie“ besonders ausgeprägt. Auch 
in dem hoch priorisierten Themenfeld 
„psychische und psychosoziale Belastun-
gen und Beanspruchungen (einschließlich 
Stress und Gewalt am Arbeitsplatz)“ sind 
die Unfallversicherungsträger überwiegend 
breit aufgestellt, wie Abbildung 2 zeigt. 

Mit Blick auf die aktuell und zukünftig 
bedeutendsten Themen fällt auf, dass 

unter anderem das Feld „Führungsver-
halten“ noch nicht bei allen Unfallversi-
cherungsträgern Bestandteil des Themas 
„Gesundheit im Betrieb“ ist. Die dort akti-
ven UV-Träger bieten hierzu überwiegend 
die Präventionsleistungen „Beratung“, 
„Information und Kommunikation“ sowie 
„Qualifi zierung“ an (siehe Abbildung 3). 

Diese Präventionsleistungen sind grund-
sätzlich die drei, die auch in den übrigen 
Themenfeldern am häufigsten genannt 
werden. Nicht alle UV-Träger engagieren 
sich in jedem Themenfeld. Unabhängig 
davon, welche und wie viele Präventions-
leistungen angeboten werden, ist hier eine 
große Bandbreite zu erkennen. 

So bieten 97 Prozent der UV-Träger Prä-
ventionsleistungen in den Themenfeldern 
„physikalisch-chemisch-biologische Ein-
wirkungen“, „Ergonomie“, „psychische 

Abbildung 1: Aktuelle Priorität und zukün� ige Bedeutung der Themenfelder
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●   Aktuelle Priorität   ●   Zukün� ige Bedeutung  * Signi� kanter Unterschied N = 37
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und psychosoziale Belastungen und Be-
anspruchungen“ sowie „Bewegung“ an. 
Das Themenfeld „Ernährung“ wiederum 
wird zum Beispiel von 59 Prozent der UV-
Träger bearbeitet. 

3. Inwieweit werden Konzepte zur 
 Etablierung von Management-
 systemen angeboten und was 
 beinhalten diese?
73 Prozent der UV-Träger geben an, dass 
sie ihren Mitgliedsbetrieben ein Konzept 
zur Etablierung von Managementsyste-
men anbieten. Von diesen berücksichtigen 
100 Prozent den Aspekt der Arbeitssicher-
heit, 89 Prozent den Gesundheitsschutz, 
59 Prozent die Betriebliche Gesundheits-
förderung, 41 Prozent das Qualitätsma-
nagement und 37 Prozent das Betriebliche 
Eingliederungsmanagement. Grundlage 
der angebotenen Managementkonzepte 
sind überwiegend eigene Leitfäden bezie-
hungsweise eine eigene Handlungshilfe 
(55 Prozent), gefolgt von einem Nationa-
len Leitfaden (33 Prozent). 

Präventionsleistungen zur Etablierung 
von Managementsystemen werden noch 
nicht umfassend und von allen Unfall-

versicherungsträgern angeboten, wie in 
Abbildung 4 erkennbar ist. Auffällig ist, 
dass die Priorität des Bereiches „Manage-
mentsysteme“ bereits heute von allen UV-
Trägern als hoch und für die Zukunft sogar 
als signifi kant noch höher bewertet wird.

4. Wie erfolgt die Wirksamkeitsprü-
 fung und welche Ergebnisse gibt es?
Die Wirksamkeit ihrer Präventionsleis-
tungen zum Thema „Gesundheit im 
Betrieb“ überprüfen 78 Prozent der UV-
Träger. Davon geben alle 78 Prozent an, 
dass sie die Evaluation anhand mündli-
cher Berichte der Aufsichtspersonen be-
ziehungsweise UVT-Mitarbeiter vorneh-
men. 64 Prozent nehmen nach eigenen 
Angaben die Evaluation durch stichpro-
benhafte Beobachtungen vor, 64 Prozent 
durch eine wissenschaftliche Untersu-
chung und 53 Prozent durch sonstige 
Arten (zum Beispiel Befragungen, Pro-
jektberichte, Zertifi zierung etc.). Mehr-
fachnennungen waren hierbei möglich.

5. Welche Kooperationen mit 
 anderen Institutionen und 
 Trägern zum Thema gibt es?
Unfallversicherungsträger kooperieren 
bei der Erbringung ihrer Präventionsleis-
tungen in erster Linie mit Krankenkassen 
(32 von 37 Nennungen), gefolgt von der 
Kooperation mit anderen UV-Trägern und 
Universitäten oder Instituten. Weniger 
Zusammenarbeit gibt es unter anderem 
mit der Rentenversicherung sowie Wirt-
schafts- und Industrieverbänden.  ▸

Abbildung 3: Präventionsleistungen im Themenfeld „Führungsverhalten“

Aktuelle Priorität: MW = 3.06; SD = 0.89  Zukün� ige Bedeutung: MW = 3.32; SD = 0.73 N = 37

Anreizsysteme

Beratung (auf Anforderung)

Betriebsärztliche und sicher-
heitstechnische Betreuung

Ermittlung (Analyseverfahren)

Forschungs-, Entwicklungs- 
und Modellprojekte

Information und Kommunikation

Prüfung und Zerti� zierung

Quali� zierung

Regelwerk

Überwachung einschließlich 
anlassbezogener Betrachtung

0 5 10 15 20 25 30 35 40

5

30

6

11

11

26

1

28

9

7

Abbildung 2: Präventionsleistungen im Themenfeld „psychische Belastungen und 
Beanspruchungen“

Aktuelle Priorität: MW = 2.97; SD = 0.88  Zukün� ige Bedeutung: MW = 3.19; SD = 0.82 N = 37
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6. Welche Professionen werden im 
 Thema eingesetzt?
Das Thema „Gesundheit im Betrieb“ bringt 
mit seinen Inhalten neue Herausforderun-
gen für die Kompetenzen der Unfallversi-
cherungsträger mit sich. Daher stellt sich 
die Frage, welche Personen mit welcher 
Profession eingesetzt werden.

Die meisten Unfallversicherungsträger 
beziehen ihre Aufsichtspersonen in das 
Thema „Gesundheit im Betrieb“ mit ein. 
Hierzu führen 84 Prozent Qualifi zierungs-
maßnahmen für ihre Aufsichtspersonen 
durch. 56 Prozent haben für das Hand-
lungsfeld eine Stabsstelle beziehungswei-
se eine eigene Abteilung eingerichtet. 

Mit Blick auf die Professionen in den 
Stabsstellen und Abteilungen lässt sich 
sagen, dass 80 Prozent der UV-Träger 
Stabsstellen mit Ärzten besetzt haben, 
75 Prozent mit Psychologen, 65 Prozent 
mit Naturwissenschaftlern und 58 Pro-
zent mit Ingenieuren. In einem gerin-
geren Ausmaß sind in den Stabsstellen 
unter anderem Gesundheitswissenschaft-
ler (35 Prozent), Sportwissenschaftler 
(25 Prozent), Sozialwissenschaftler 

(20 Prozent) und Ernährungswissen-
schaftler (15 Prozent) tätig. 

7. Wie wird das Thema heute und 
 in Zukun�  hinsichtlich seiner 
 Bedeutung beurteilt?
In der Gesamtbetrachtung beurteilen, wie 
in Abbildung 5 dargestellt, derzeit 50 Pro-
zent der UV-Träger das Handlungsfeld „Ge-
sundheit im Betrieb“ als „sehr wichtig“ bis 
„außerordentlich wichtig“. In der Beurtei-
lung des zukünftigen Stellenwertes vertre-
ten 86 Prozent diese Auff assung. Ein signi-
fi kanter Anstieg, der zeigt: „Gesundheit im 
Betrieb“ hat sich zum wichtigen Bestand-
teil der Arbeit der UV-Träger entwickelt.

Resümee
Mit Blick auf die drei Leitfragen vom 
Beginn des Artikels lassen sich folgende 
Erkenntnisse festhalten:

Inwieweit ist Gesundheitsförderung 
Aufgabe der Unfallversicherungs-
träger? 
Grundsätzlich sind Themen zur gesund-
heitsförderlichen und menschengerech-
ten Gestaltung der Arbeit bei den Unfall-
versicherungsträgern angekommen. Für 

fast alle ist „Gesundheit im Betrieb“ ein 
Handlungsfeld, das aktuell eine hohe 
Priorität genießt, die in den kommenden 
fünf Jahren noch zunehmen wird. Beson-
ders Themenfelder wie „Arbeitsorgani-
sation / Arbeitsinhalte“, „Führungsver-
halten“, „psychische und psychosoziale 
Belastungen und Beanspruchungen“ so-
wie „alternsgerechtes Arbeiten“ werden 
an Bedeutung gewinnen. Allerdings sind 
die Auslegung und das Verständnis beim 
Thema „Gesundheit im Betrieb“ noch sehr 
heterogen. Zwischen den Unfallversiche-
rungsträgern lässt sich kein einheitliches 
Vorgehen erkennen. So sind für diesen 
Bereich kaum klare Ziele schriftlich fi-
xiert. Die genannten Ziele reichen von „Si-
cherheit und Gesundheit schaff en“ über 
„Verhütung arbeitsbedingter Gesund-
heitsgefahren“ bis hin zu „Betriebliche 
Gesundheitsförderung / Gesundheitsma-
nagement unterstützen“. 

Die Herausforderung für die Unfallversi-
cherungsträger wird darin bestehen, in 
dem breiten und immer wichtiger werden-
den Feld „Gesundheit im Betrieb“ ein ein-
heitliches und gemeinsames Verständnis 
zu entwickeln.

Wie stark und auf welche Weise 
engagieren sich die Unfallversiche-
rungsträger in den „weicheren“, 
gesundheitsorientierten Themen? 
Auch wenn die Bestandsaufnahme keine 
Rückschlüsse auf Quantität und Qualität 
der Aktivitäten zulässt, bleibt festzuhal-
ten, dass die Unfallversicherungsträger 
bereits in vielen Themenfeldern Präven-
tionsleistungen anbieten. Das gilt vor 
allem für die schon eher klassischen 
Bereiche wie „Ergonomie“,,Muskel-Ske-
lett-Belastungen und -Erkrankungen“ 
oder „physikalisch-chemisch-biologi-
sche Beeinträchtigungen“. Neuere The-
men, wie „alternsgerechtes Arbeiten“, 
„Betriebliches Eingliederungsmanage-
ment“ und zum Teil auch „Führungsver-
halten“, sind nicht umfassend im Fokus 
aller Unfallversicherungsträger. Die UV-
Träger unterscheiden sich dabei zum Teil 
sehr stark in ihrer Auswahl der Themen-
felder und in der Tiefe, mit der sie die 

Abbildung 4: Präventionsleistungen mit Angeboten zur Etablierung von Management-
systemen

Aktuelle Priorität: MW = 3.23; SD = 0.77  Zukün� ige Bedeutung: MW = 3.52; SD = 0.58 N = 27
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●   außerordentlich wichtig  ●   sehr wichtig  ●   ziemlich wichtig  ●   etwas wichtig  ●   wenig wichtig  ●   gar nicht wichtig N = 36

Themen bearbeiten. Die Wirksamkeit der 
durchgeführten Aktivitäten wird häufi g 
nicht geprüft. Hier könnten gemeinsame 
Standards zur Evaluation unterstützen. 
Kooperationen beim Erbringen der Prä-
ventionsleistungen werden vor allem mit 
Krankenkassen eingegangen, sind aber 
noch nicht die Regel.

Um sich der Vielzahl der zum Teil sehr 
unterschiedlichen Themenfelder eff ek-
tiv und professionell zu widmen, ist die 
nötige Fachkompetenz unabdingbar. Der 
Weg, auf der einen Seite die Aufsichts-
personen weiter zu qualifizieren und 
auf der anderen Seite den neuen Her-
ausforderungen mit interdisziplinären 
Teams – Psychologen, Gesundheitswis-
senschaftler, Sportwissenschaftler etc. 
– zu begegnen, sollte weiter ausgebaut 
werden.

Wie wird das Thema „Gesundheit 
im Betrieb“ in das Arbeitsschutz-
management integriert?
Die Bedeutung der Aufgabe, Betriebe bei 
der Etablierung von Managementsyste-
men zu unterstützen, nimmt zu. Häufi g 
stehen aber die Konzepte zum Betrieb-
lichen Gesundheitsmanagement und 
zum Arbeitsschutzmanagement noch 
nebeneinander oder sogar in Konkur-

Abbildung 5: Gesamtbeurteilung des Stellenwerts des Themas „Gesundheit im Betrieb“

renz zuein ander. Integrierte Konzepte 
sind noch nicht die Regel. Die UV-Träger 
müssen sich bemühen, ihre Aktivitäten 
zu den verschiedenen Themen – Sicher-
heit, Gesundheit, Wiedereingliederung, 
Reha-Management – stärker zu einer Ein-
heit zu verknüpfen.

Ausblick
Die hier dargestellten Ergebnisse der Be-
standsaufnahme zu den Aktivitäten der 
Unfallversicherungsträger auf dem Ge-
biet „Gesundheit im Betrieb“ werden im 
Jahr 2010 in Folgeprojekten weiterver-
wandt. 

Der FA ORG führt in diesem Zusammen-
hang ein Projekt im Themenfeld „Syste-
matische Integration von Sicherheit und 
Gesundheit in den Betrieb“ durch. Ziel 
des Projekts ist die Entwicklung eines 
Konzepts, mit dem Sicherheit und Ge-
sundheit evaluierbar in bestehende oder 
neu aufzubauende betriebliche Manage-
mentsysteme integriert werden können. 
Die Projektergebnisse hierzu werden vo-
raussichtlich Ende 2010 vorliegen.

Parallel dazu wird in der gesetzlichen 
Unfallversicherung ein gemeinsames 
Verständnis im Bereich „Gesundheit im 
Betrieb / Betriebliche Gesundheitsförde-

rung“ entwickelt. Dieses Grundverständ-
nis soll gleichermaßen Anwendung auf 
unterschiedliche Betätigungsfelder der 
UV-Träger wie die Beratung, die Aus- und 
Weiterbildung der Aufsichtspersonen, die 
Organisation des Arbeitsschutzes, die Zu-
sammenarbeit mit Krankenkassen, den 
Bereich Bildungswesen, aber auch die 
Forschung und Entwicklung fi nden. ●

Autoren
Dr. Frank Bell, Leiter des Referats 
„Organisation des betrieblichen Arbeits-
schutzes“, Abteilung Sicherheit und 
Gesundheit der DGUV
E-Mail: frank.bell@dguv.de

Angela Knoll, Leiterin des Referats 
„Gesundheitliche Prävention“, Abteilung 
Sicherheit und Gesundheit der DGUV
E-Mail: angela.knoll@dguv.de

Björn Wegner, Gesundheitsmanager, 
Unfallkasse des Bundes
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Dr. Annekatrin Wetzstein, Leiterin des 
Bereichs „Evaluation von Präventions-
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Welchen Stellenwert hat das 
Thema „Gesundheit im Betrieb“ 
derzeit in Ihrem UV-Träger?

Was schätzen Sie, welchen 
Stellenwert das Thema „Ge-
sundheit im Betrieb“ in fünf 
Jahren (2014) in Ihrem UV-
 Träger haben wird? Wie sehen 
Sie die Wichtigkeit des Themas 
in der Zukun� ?

Derzeitiger Stellenwert: MW = 3.4  Zukün� iger Stellenwert: MW = 4.0

0 % 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 % 90 % 100 %
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Bohlenführer Fertigerfahrer Walzenfahrer

Der Einbau von konventio-
nellem Gussasphalt war mit 
sehr hohen Expositionen 
gegenüber Dämpfen und 
Aerosolen verbunden. Der 
Gesprächskreis „Bitumen“ 
präsentiert unter der Feder-
führung der BG BAU, welche 
Vorteile die temperatur ab-
gesenkte Bauweise hat.

Prävention lohnt sich

Temperaturabgesenkter Einbau von Asphalt

erbesserter Arbeitsschutz: Durch 
Messungen am Arbeitsplatz beim 
konventionellen und temperatur-

abgesenkten Einbau von Asphalt hat die 
BG BAU herausgefunden, dass die tempe-
raturabgesenkte Technik den Menschen 
und die Natur schont. In erster Linie ver-
ringern sich bei dieser Bauweise die Belas-
tungen für die Beschäftigten. Dies veran-
schaulichen Abbildung 1 und 2. Doch dies 
ist nur einer der Vorteile. Darüber hinaus 
gibt es dank dieser Entwicklung

∙  weniger Emissionen an der Mischanlage,
∙  einen geringeren Energieverbrauch,
∙  einen geringeren Anlagenverschleiß,
∙  eine Reduzierung der CO2-Produktion,
∙  kaum Alterung des Bindemittels 

bei Produktion und Einbau,
∙  verbesserte Gebrauchseigenschaften 

des Asphaltes,
∙  weniger Dämpfe und Aerosole 

beim Einbau sowie
∙  frühere Verkehrsfreigabe ohne 

Qualitätseinbuße.

Bessere Gebrauchseigenscha� en
Viele Asphalte, die bei abgesenkten Tem-
peraturen eingebaut werden, verdichten 
sich schnell und verformen sich weniger. 
Diese Eigenschaften sind der Grund für 
die Entwicklung dieser Technik. Hinzu 
kommt, dass die Belastungen der Binde-
mittel und Maschinen geringer sind als bei 
der herkömmlichen Bauweise. Ein positi-
ver Nebeneff ekt der niedrigeren Einbau- 
und damit auch Mischtemperatur von As-
phalt ist, dass das Bitumen nicht „altert“ 

Abbildung 1: Expositionen beim konventionellen und tempera-
turabgesenkten Einbau von Walzasphalt (95-Prozent-Werte der 
Datenkollektive)

Abbildung 2: Expositionen beim konventionellen und tempera-
turabgesenkten maschinellen Einbau von Gussasphalt (95-Pro-
zent-Werte der Datenkollektive)

Die Bohle ist Teil des Fahrzeugs. Sie verarbeitet und verdichtet das Bitumen. Während 
dies geschieht, achtet der Bohlenführer darauf, dass der Asphalt gerade eingebaut wird.
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und seine Eigenschaften erhalten bleiben. 
Bitumen ist die letzte Fraktion bei der Erd-
öldestillation. Diese Destillation verläuft 
schonend, so dass das Bitumen nicht 
verändert („gecrackt“) wird. Ein weiterer 
positiver Nebeneff ekt ist die geringere Be-
anspruchung der Mischanlagen durch die 
geringere Befeuerungsleistung.

Energieeinsparung 
Das Absenken der Mischtemperatur redu-
ziert auch den Energiebedarf an der Misch-
anlage. Etwa 6,3 Prozent Energie weniger 
können für eine Absenkung der Tempera-
tur um 10 Grad Celsius abgeleitet werden. 
Für die Herstellung von Walzasphalt wer-
den 7,1 Liter Heizöl pro Tonne benötigt, bei 
konventionellem Gussasphalt 10 Liter pro 
Tonne. Weitere Informationen hierzu gibt 
es unter dem Link im Infokasten. 

Seit 2008 wird Gussasphalt nur noch tem-
peraturabgesenkt bei maximal 230 Grad 
Celsius eingebaut. Bei 290.000 Tonnen 
Gussasphalt bedeutet dies 365.400 Liter 
Heizöl weniger. Im Vergleich: Eine vier-
köpfi ge Familie benötigt für Heizung und 
Warmwasser 1.200 Liter Heizöl im Jahr.

Weniger Abgase
1 Liter Heizöl führt zu 2,62 Kilogramm 
Kohlenstoffdioxid (CO2). Unter Berück-
sichtigung der neben CO2 entstehenden 
weiteren Klimagase wie Methan und Lach-
gas ergibt ein Liter Heizöl 3,12 Kilogramm 
CO2-Äquivalente. Eine Einsparung von 
365.400 Litern Heizöl bedeutet somit 1,14 
Millionen Kilogramm CO2-Äquivalente pro 
Jahr weniger. Da vor allem der maschinel-
le Gussasphalteinbau oft unter 230 Grad 

Celsius erfolgt, ist der CO2-Ausstoß noch 
geringer. Bei einer Einbautemperatur von 
140 Grad Celsius werden bei einer Menge 
von 50 Millionen Tonnen Walzasphalt 44,7 
Millionen Liter Heizöl und etwa 140.000 
Tonnen CO2-Emissionen eingespart. 

Frühere Verkehrsfreigabe
Die technischen Normen für den Asphalt-
einbau schreiben 24 Stunden zur Abküh-
lung des Asphaltes vor. In der Praxis wird 
diese Zeit meist nicht eingehalten, da der 
Verkehr möglichst bald wieder fl ießen soll. 
Das Resultat: Schädigung des neuen Bela-
ges. Mit dem temperaturabgesenkten Ein-
bau von Asphalt ist diese Gefahr deutlich 
geringer. Eine frühere Verkehrsfreigabe 
führt hierbei zu einer deutlich geringeren 
Qualitätseinbuße. Start- und Landebah-
nen, zum Beispiel auf den Flughäfen 
Frankfurt, Zweibrücken, Belgrad (Serbi-
en) und Linz-Hörsching (Österreich), um-
fangreiche Erneuerungen in Stadtgebieten 
wie auf dem Mittleren Ring in München, in 
Dresden, Leipzig und Chemnitz oder auch 
die Erneuerungen auf schwer belasteten 
Bundesstraßen wie der B 92 im Vogtland 
via Tschechien sind gute Beispiele für eine 
schnelle Verkehrsfreigabe.

Beispiel: 
Schlüchterner Eisenbahntunnel
Auf der Bahnstrecke Frankfurt–Göttingen,
südlich von Fulda, liegt der zirka 90 Jahre
alte Schlüchterner Tunnel. Aufgrund 
der fortschreitenden Entfestigung an der 
Oberfl äche des Mauerwerksgewölbes wur-
de dieser Tunnel längerfristig als nicht 
mehr verkehrssicher eingestuft. Darauf-
hin entstand der zweigleisig angelegte 

neue Tunnel. Im Juli 2009 wurde Walzas-
phalt mit niedrigerer Temperatur einge-
baut, da beim konventionellen Walzas-
phalteinbau im Tunnel Expositionen von 
fast 19 Milligramm pro Kubikmeter an 
Dämpfen und Aerosolen entstanden wä-
ren. Im 4.000 Meter langen Tunnel wur-
den 4.000 Tonnen Deckschicht und 4.800 
Tonnen Tragschicht temperaturabgesenk-
ter Walzasphalt eingebaut. Dabei wurden 
gegenüber dem konventionellen Einbau 
14.652 Liter Heizöl eingespart und die 
Emissionen von Klimagasen (CO2-Äqui-
valente) um 45.714 Kilogramm reduziert. 
Die Verringerung der Expositionen ist in 
Tabelle 1 dargestellt.

Auch der Bundesminister für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung, Dr. Peter Ramsauer,
machte in Berchtesgaden anlässlich der 
„Asphalttage“ im Februar 2010 deutlich, 
dass sein Ministerium innovative Entwick-
lungen fördere. Der Verkehrsminister sagte: 
„Qualitativ hochwertig zu bauen zahlt sich 
aus, auch wenn es etwas teurer ist“. ●
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Dr. Reinhold Rühl
Gesprächskreis „Bitumen“,
Berufsgenossenscha�  der 
Bauwirtscha�  (BG BAU)
E-Mail: reinhold.ruehl@bgbau.de

!
 www.gisbau.de / bitumen.html 
 www.gisbau.de / bitumen / Hintergrund.pdf

Tabelle 1: Expositionen beim temperaturabgesenkten Einbau von Walzasphalt im 
Schlüchterner Eisenbahntunnel

Fertigerfahrer Bohlenführer Walzenfahrer

Dämpfe und Aerosole aus Bitumen (mg / m3) 1,4 2,1 1,1

Konventioneller Walzasphalt (mg / m3) 18,6 18,5 7,2

Reduzierung der Exposition 93 % 89 % 85 %
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Die Gestaltung von Fusionen ist eine der wesentlichen Heraus-
forderungen für die Unfallversicherungsträger. Der folgende 
Beitrag 15 hat das Ziel, den Fusionsprozess systematisch zu be-
schreiben.

Gestaltungsparameter und Handlungsempfehlungen

Fusionsprozesse erfolgreich 
steuern (Teil 2) 

6 Organisation – Das neue 
 Unternehmen entsteht
Durch die Fusion entsteht ein neues 
Unternehmen. Ein Erfolgsfaktor für das 
Gelingen der Fusion ist es, dieses Unter-
nehmen nach der Fusion handlungsfähig 
zu machen. Das Tagesgeschäft muss trotz 
Fusion erfüllt werden. 

Zukünftige Führungsstrukturen müssen 
umgesetzt und Verwaltungsabläufe organi-
siert und vereinheitlicht werden. Ziel muss 
es sein, Doppelarbeiten zu vermeiden, Syn-
ergieeff ekte zu nutzen sowie eine effi  ziente 
Ressourcennutzung zu gewährleisten.

Bezüglich der Organisation sind folgende 
Fragen während der Fusion und teilweise 
bereits in der Pre-Merger-Phase zu beant-
worten.

∙   An welchen Standorten werden 
welche Aufgaben übernommen?

∙   Von wem werden einzelne Aufgaben 
wahrgenommen?

∙   Welche Personen übernehmen 
Führungsaufgaben?

∙   Wer ist wem unterstellt?
∙   Wer besitzt welche Kompetenzen?
∙   Wie viel Personal ist für die 

Aufgabenerledigung erforderlich?

6.1 Au� auorganisation
Ausgehend von der Strategie (vergleiche
Punkt 5) und den in der Pre-Merger-Phase
festgelegten Rahmenbedingungen kann die
Organisationsstruktur erarbeitet werden.

Aufbau- und Ablauforganisation bilden 
die Organisationsstruktur des Unterneh-
mens, die in geplanten, formalen und 
dauerhaft angelegten Regelungen festge-
legt wird. Diese stehen in einem Abhän-
gigkeitsverhältnis zueinander.

∙  Die Aufbauorganisation befasst sich mit der
Zerlegung und Verteilung von Aufgaben
und Kompetenzen sowie der Koordination
von Aufgaben und Aufgabenträgern. 16

∙   Unter der Ablauforganisation wird die 
räumlich-zeitliche Strukturierung der in 
allen Bereichen einer Organisation zur 
Aufgabenerfüllung erforderlichen Pro-
zesse verstanden. 17

Die Aufbauorganisation sollte vor der Fu-
sion in ihrer Grobstruktur definiert wer-
den. Mit der Festlegung des Standortes 
der Haupt- und Bezirksverwaltung wird der 
Grundstein für die Organisation gelegt. Im 
Anschluss daran werden die Führungs-
positionen der ersten und zweiten Ebene 
festgelegt sowie die Haupt- und Stabsab-
teilung bestimmt und mit den zukünftig 
Verantwortlichen besetzt. 

In der Aufbauorganisation ist das orga-
nisatorische Gestaltungsprinzip festzu-
legen. In der Praxis haben sich zwei Or-
ganisationsformen für mittlere bis große 
Unternehmen als besonders erfolgreich 
erwiesen: die Funktionalorganisation 
und die Matrixorganisation.

*
15 Fortsetzung des Aufsatzes aus der 
 Märzausgabe des DGUV Forum.

16 Bea, F.X; Göbel, E. 1999, S. 256.

17 Bea, F.X; Göbel, E. 1999, S. 287 � .

18 Vgl. Pippke; Gourmelon; Meixner;
 Mersmann 2005, S. 113.
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6.1.1 Die Funktionalorganisation
Die Funktionalorganisation, auch Ver-
richtungsorganisation genannt, wird in 
Form des Einliniensystems umgesetzt. 
Das heißt, eine Stelle ist nur einer vorge-
setzten Stelle unterstellt. Diese Struktur 
wird häufi g um Stäbe ergänzt, die eine un-
terstützende beziehungsweise beratende 
Rolle übernehmen, also keine Entschei-
dungskompetenz besitzen.

Auf der zweiten Hierarchieebene unter der 
Geschäftsleitung werden bei der funktio-
nalen Organisation die Abteilungen nach 
dem zu bearbeitenden Aufgabenfeld ge-
bildet. Für Berufsgenossenschaften wären 
das zum Beispiel die Bereiche Präventi-
on, Rehabilitation und Entschädigung, 
Beitrag oder Finanzen. Innerhalb dieser 
Bereiche erfolgt die weitere Organisation 
über Unterabteilungen und Referate.

Vorteile dieser Organisationsform liegen 
in der direkten Weisungsbefugnis und den 
klaren Entscheidungswegen sowie in der 
Spezialisierung der Mitarbeiter auf ein ab-
gegrenztes Aufgabenfeld. 

Reine Funktionalorganisationen erhalten 
in wachsenden Unternehmen nach und 
nach eine Vielzahl von Hierarchieebenen. 
Aufgrund der so entstehenden langen 
Informations- und Entscheidungswege 
wächst der Zeitbedarf zur Entscheidungs-

fi ndung und -umsetzung. Zusätzlich führt 
Spezialistentum unter Umständen zu Res-
sortdenken, was interne Konfl ikte auslösen 
kann. Häufi g laufen bei reinen Funktional-
organisationen Vorgänge durch mehrere 
Abteilungen, so dass es in der Organisati-
on zu Schnittstellenproblemen kommt und 
Doppelarbeiten verrichtet werden. 18

Bei größeren Unfallversicherungsträgern 
ist daher zu beobachten, dass das reine 
Funktionalprinzip ergänzt wird um das 
Regionalprinzip. Das kann in Form einer 
Matrixorganisation umgesetzt werden.

6.1.2 Die Matrixorganisation
Mit wachsender Größe und Komplexität 
versuchen Unternehmen die Nachteile 
der funktionalen Organisation durch die 
Matrixorganisation zu mildern. 

Zusätzlich zur Strukturierung nach Ver-
richtungen wird ein weiterer Leitungs-
zweig in die Organisation eingebaut. Ein 
Bereich kann so zwei Vorgesetzte haben, 
einen disziplinarischen und einen fachli-
chen Vorgesetzten. 

Der zweite Leitungszweig wird nach Objek-
ten, im Beispiel nach Regionen (beispiels-
weise in Form von Bezirksverwaltungen) 
organisiert. Vorteilhaft sind dabei die kür-
zeren Kommunikationswege und die Ent-
lastung des oberen Managements. ▸ 
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Diese Organisationsform bedarf aller-
dings eines großen Koordinationsauf-
wandes, um Kompetenzstreitigkeiten zu 
verhindern.

Darüber hinaus sind die Führungs- und 
Berichtsprozesse zu definieren (verglei-
che Punkt 7). Bei der Matrixorganisation 
kommt es darauf an, die Verantwortlich-
keit zwischen Funktionalverantwortlichem 
und Regionalverantwortlichem abzugren-
zen. Hier werden die beiden Extreme bei-
spielhaft erläutert am Bereich Rehabilita-
tion. Zwischen den beiden beschriebenen 
Möglichkeiten können verschiedene Ab-
stufungen gefunden werden.

∙   Der Regionalverantwortliche (zum Bei-
spiel BV-Leiter) ist der disziplinarische 
Vorgesetzte des Rehabilitationsmitar-
beiters in der Bezirksverwaltung. Fach-
lich wird der Rehabilitationsmitarbeiter 
in der BV jedoch direkt vom Rehabilita-
tionsverantwortlichen in der Hauptver-
waltung (HV) gesteuert.

∙   Der Regionalverantwortliche (BV-Leiter) 
ist fachlich und disziplinarisch Vorge-
setzter des Rehabilitationsmitarbeiters 
in der BV. Der BV-Leiter ist fachlich be-
zogen auf Themen der Rehabilitation 
dem Rehabilitationsleiter der HV unter-
stellt. Die Steuerung des Reha-Mitarbei-
ters in der BV erfolgt nicht direkt durch 
den Reha-Verantwortlichen in der HV. 
Dieser ist nur als Berater zu sehen.

Die Lösungen weisen Unterschiede in 
der Komplexität der Entscheidungs- und 
Kommunikationsstrukturen und somit im 
Tempo, in dem Entscheidungen getroff en 
werden können, auf. Sie müssen zur Kul-
tur und zu den politischen Möglichkeiten 
der fusionierten Organisation passen. 
Egal welche Lösung man letztlich wählt, 
die Verantwortlichkeiten, Führungs- und 
Berichtsprozesse sind klar und für alle 
transparent festzulegen und zu beschrei-
ben, da nur so eine effi  ziente Steuerung 
ermöglicht wird.

6.1.3 Umsetzung des 
 Organisationskonzepts
Während viele Teile des Strukturwandels 
in einer neuen Organisation Schritt für 
Schritt erarbeitet und nach und nach um-
gesetzt werden, ist es bei der Erneuerung 
der Organisationsstruktur anders: Diese 
ist auf einen Schlag umzugestalten.

Nur so gibt es je Bereich einen Verant-
wortlichen, nur so können eindeutige 
Entscheidungen getroffen werden und 
nur so ist jedem Mitarbeiter klar, wer für 
ihn die disziplinarische und die Fachver-
antwortung trägt. Das ist sowohl für das 
Funktionieren des Unternehmens als auch 
für das Sicherheitsgefühl der Mitarbeiter 
erforderlich. Ungewissheit über die Ver-
antwortung kann Mitarbeiter lähmen und 
damit die Aufgabenerfüllung blockieren. 
Nach Festlegung der Aufbauorganisation 

kann im nächsten Schritt die Festlegung 
der Abläufe in der Organisation, das Pro-
zessmanagement, begonnen werden.

6.2 Ablauforganisation – 
 Synergiepotenziale heben, Teil I
Nach der Beschreibung der organisatori-
schen Struktur können die Prozesse der 
Organisation abgeleitet werden. Die Ana-
lyse und Optimierung der Prozesse ist ei-
ne der Aufgaben in Fusionsprojekten. Sy-
nergiepotenziale entstehen nämlich nur, 
wenn Prozessredundanzen abgebaut wer-
den; wenn Abläufe also dort, wo es sinn-
voll ist, vereinheitlicht und standardisiert 
werden. 19 Folgende Schritte werden für 
das Prozessmanagement im Rahmen der 
Fusionsgestaltung empfohlen:

6.2.1 Priorisierung der Prozesse
Bei einer Fusion ist eine Vielzahl von Ak-
tivitäten parallel zu bearbeiten. Prozesse 
können aber nur schrittweise optimiert 
werden. Aus Kapazitätsgründen muss 
das Projektkernteam daher die erfolgskri-
tischen Prozesse (Kernprozesse) auswäh-
len, die mit hoher Priorität bei der Fusi-
on zu optimieren und zu vereinheitlichen 
sind. Dabei können Kriterien wie Außen-
wirkung des Prozesses, Ressourcenbin-
dung, Relevanz des Prozesses für den 
Beitrag des Unfallversicherungsträgers, 
oder Anzahl der Schnittstellen zu ande-
ren Organisationsbereichen ausschlagge-
bend sein. 

6.2.2  Scha� ung des organisato-
 rischen Rahmens
Die Prozessoptimierung muss sich in die 
Projektorganisation einfügen. In der Re-
gel wird es sinnvoll sein, Arbeitsgruppen 
unterhalb der Teilprojektebene zu bil-
den. Auch hier gilt: Die Leitung der Pro-
jektteams sollte sich an der zukünftigen 
Führungsstruktur orientieren. Es ist da-
bei unerlässlich, neben Fachkompetenz 
für den jeweiligen Prozess auch methodi-
sches Know-how hinsichtlich des Prozess-
managements einzubinden (zum Beispiel 
aus dem Controlling oder gegebenenfalls 
durch das Hinzuziehen Externer). 

6.2.3. Analyse der Ist-Prozesse bei 
 den Fusionspartnern
In der Regel werden sich die Prozesse bei 
den Fusionspartnern unterscheiden. Um 

Abbildung 6: Beispiel für die Matrixorganisation einer Berufsgenossenscha� 
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Prozesse zu standardisieren, sind daher 
die heutigen (Ist-)Prozesse zu visualisie-
ren. Bei diesem Schritt können vorliegen-
de Prozessdokumentationen aus früheren 
Projekten berücksichtigt werden (zum 
Beispiel aus dem Qualitätsmanagement 
oder aus Benchmarkingprojekten). Für 
die Analyse und Dokumentation der Ab-
läufe ist eine einheitliche Vorgehensweise 
abzustimmen, damit die Ergebnisse ver-
gleichbar sind. Hier zeigt sich wieder die 
Notwendigkeit einer klaren Steuerung al-
ler Fusionsaktivitäten.

Liegen keine Prozessdokumentationen vor, 
werden Interviews mit den Mitarbeitern 
durchgeführt, in denen die einzelnen Be-
arbeitungsschritte erhoben und dokumen-
tiert werden. Dabei ist ein Prozessmodell 
bis auf die Ebene einzelner Arbeitsschrit-
te aufzustellen. Es soll die Verantwortung 
für einzelne Prozessschritte enthalten und 
Schnittstellen dokumentieren. 

6.2.4 Ermittlung der Best-Practice-
 Prozesse 
Es sind Kriterien für die Auswahl von Pro-
zessen festzulegen, das heißt, es sind die 
Ziele für den jeweiligen Prozess zu defi -
nieren sowie Kennzahlen, die die Zieler-
reichung messen. Im Grunde geht es hier 
um eine Objektivierung der Diskussion 
um den besten Prozess, da in der Regel 
aus dem Blickwinkel der jeweiligen Orga-
nisation der eigene Prozess als Best Prac-
tice erscheint. 

Die Ziel- und Kennzahlenbildung soll am 
Beispiel des Prozesses „Reha-Manage-
ment“ verdeutlicht werden. Hier könnte 
ein Ziel wie die „zeitnahe Wiedereinglie-
derung in den Beruf“ definiert werden. 
Der Grad der Zielerreichung ließe sich 
beispielsweise durch die „Wiedereinglie-
derungsquote“ oder durch die „durch-
schnittliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit“ 
messen. Diese Daten können im Sinne ei-
nes Benchmarkings verglichen werden, 
um den Best-Practice-Prozess abzuleiten. 
Hilfreich ist hier auch der „Blick über den 
Tellerrand“, das heißt der Vergleich mit 
weiteren Trägern.

Ziele und Kennzahlen sollten nicht allei-
ne aus Kostendimensionen (wie Personal- 
und Sachressourcen oder Leistungsausga-

ben) bestehen. Genauso wichtig können 
Ziele sein, die sich auf die Qualität und 
Dauer der Prozesse beziehen. Auch die 
Kundenzufriedenheit kann ein wichtiges 
Kriterium zur Prozessauswahl sein. Hier 
zeigt sich die Verbindung zur Strategie 
des Trägers, die zur Gewichtung der Krite-
rien und zum Aufl ösen von Zielkonfl ikten 
– das Erreichen einer bestimmten Quali-
tät ist vielleicht nur mit einem erhöhten 
Ressourceneinsatz möglich – beitragen 
muss. 

Bei der Auswahl des Best-Practice-Prozes-
ses ist zudem der Umsetzungsaufwand zu 
berücksichtigen. Bei Fusionspartnern mit 
extrem unterschiedlicher Größe kann es 
schon allein aus Aufwandsgründen sinn-
voll sein, dass der „kleinere“ Partner die 
Abläufe des „Größeren“ übernimmt. 

6.2.5 Prüfen von „Shared Service“- 
 Potenzial
Prozesse, die bisher bei den Beteiligten 
in gleicher oder ähnlicher Form durch-
geführt wurden, sollten vereinheitlicht 
werden. Hierzu sollte bereits während 
der Prozessanalyse und der Abteilungs-
bildung geprüft werden, welche Prozes-
se sich dafür eignen, von einer internen 
Dienstleistungsabteilung – auch „Shared 
Service Center“ genannt – zentral für die 
gesamte Organisation erbracht zu wer-
den. 20

Dieser Gedanke eignet sich besonders für 
Querschnittsbereiche. Klassische Beispie-
le sind das Zusammenfassen der Personal-
verwaltung sowie der internen IT-Services 
und das Zentralisieren der Buchhaltung. 
Das kann durch die heute möglichen IT-
Unterstützungsprozesse viel leichter orga-
nisiert werden als noch vor zehn Jahren. 
So ist es möglich, von jedem Standort in 
Deutschland auf die gleichen Daten im 
Rechenzentrum zuzugreifen. Die Arbeit ist 
daher oft nicht standortabhängig, das bie-
tet allen Standorten der alten und neuen 
Organisation die Möglichkeit der optima-
len Beschäftigung aller Mitarbeiter. 

6.2.6  Exkurs: Insourcing versus 
 Outsourcing
Im Rahmen der Prozessanalyse sollte zu-
dem geprüft werden, ob in Teilbereichen 
Aufgaben durch die Vergabe an Externe 

(= Outsourcing) wirtschaftlicher erledigt 
werden können. Ebenso kann bei Fluktua-
tion von Mitarbeitern über Nachbesetzung 
oder Outsourcing nachgedacht werden.

Synergieeff ekte können dazu führen, dass 
ein Personalüberhang entsteht und nicht 
mehr alle Mitarbeiter entsprechend aus-
gelastet sind. Das verringert die Mitarbei-
terzufriedenheit. Hier lässt sich prüfen, 
ob in der Vergangenheit an Externe abge-
gebene Arbeiten in das Unternehmen zu-
rückgeholt werden können (sogenanntes 
Insourcing). So fallen die Kosten für das 
Fremdunternehmen nicht mehr an und 
die eigenen Mitarbeiter sind optimal be-
schäftigt. Allerdings sollte von Anfang an 
defi niert werden, wann durch Fluktuation 
der Mitarbeiterüberhang abgebaut ist und 
die erneute Fremdvergabe der Aufgabe ge-
prüft wird.

6.2.7 Umsetzung der abgestimmten 
 Prozesse
Nach Auswahl des zukünftigen Soll-Pro-
zesses ist ein Zeitplan für die Umsetzung 
in den jeweiligen Bereichen festzulegen. 
Die Zusammenfassung von Prozessen und 
die Schaff ung zentraler Dienstleistungs-
bereiche sind zum Teil erst in einem län-
geren Zeitraum möglich. Dieser Zeitraum 
ist frühzeitig zu planen, damit für die Mit-
arbeiter Klarheit entsteht. Die Umsetzung 
bringt umfassende Änderungen für die 
betroff enen Mitarbeiter mit sich. Sie müs-
sen die neuen Abläufe verinnerlichen und 
„leben“. In dieser Phase sind Instrumente 
des Veränderungsmanagements von gro-
ßer Bedeutung. 21 Fachlich ist diese Phase 
durch Schulungen zu unterstützen.

Die Wirkung der Soll-Prozesse kann durch 
das Controlling anhand der Kennzahlen-
entwicklung verfolgt und regelmäßig 
berichtet werden. Die Kennzahlen sind 
wichtige Indikatoren für die Messung des 
Fusionserfolgs und die Basis für ein kon-
tinuierliches Prozessmanagement, das 
heißt die ständige Suche nach Optimie-
rungspotenzialen. ▸ 

*
19 Grabek; Bergsmann 2005.

20 Grönke; Höhner; Sima 2005, S. 277 � .

21 Grönke 2005, S. 101 f., und Abschnitt 4.
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Informationsversorgung

6.3 Migration der IT – 
 Synergiepotenziale heben, Teil II
Die IT stellt eine Basistechnologie dar, 
welche die Geschäftsprozesse des neuen 
Hauses unterstützt und abbildet. Insofern 
ist die Auswahl der IT eng verbunden mit 
dem Thema Prozessoptimierung. Ohne 
klar defi nierte Prozesse kann keine effi  zi-
ente Unterstützung dieser Prozesse durch 
die IT stattfi nden.

Einheitliche IT-Anwendungen für alle Fu-
sionspartner sind eine Voraussetzung für 
die Bildung einheitlicher Prozessstruktu-
ren. Im Laufe des Fusionsprozesses müs-
sen sich die Fusionspartner daher auf eine 
einheitliche Softwarelösung einigen. Nur 
dann können Synergien ausgeschöpft 
werden. Das bedeutet, dass einer, mehre-
re oder alle Fusionspartner ihre Anwen-
dungen durch die neue, einheitliche An-
wendung ersetzen müssen.

Mit dem IT-Auswahlprozess sollte frühzei-
tig begonnen werden. Die notwendigen 
Funktionalitäten der Software sind in ei-
nem Anforderungskatalog zu defi nieren 
und zu priorisieren, daraus lässt sich das 
Pfl ichtenheft für die Anwendungen ablei-
ten. Dabei sollte sich die Projektgruppe 
auf die wesentlichen Prozesse und Funk-

tionen (Kernprozesse) beschränken, um 
diese optimal abzubilden. 

Eine Vereinheitlichung der IT-Anwen-
dungen stellt sowohl einen fi nanziellen 
als auch einen personellen Kraftakt dar. 
Daher sind zu Beginn eines solchen Pro-
zesses die entsprechenden Ressourcen 
einzuplanen. Das bedeutet, nicht nur die 
Anschaff ungskosten für die Programme 
abzudecken, sondern auch für eine op-
timale Vorbereitung und Schulung aller 
betroffenen Mitarbeiter zu sorgen. Zeit-
liche Kapazität ist auch ganz wesentlich 
für frühzeitige Tests und Abnahmen ein-
zuplanen. Es ist wichtig, das System weit-
gehend fehlerfrei zu starten, denn es ist 
viel aufwändiger, nachträglich das Ver-
trauen und die Akzeptanz für ein fehlerbe-
haftetes System herzustellen. Im Idealfall 
steht die neue IT-Struktur zum Zeitpunkt 
der Fusion. Arbeiten in identischen Pro-
zessen erhöht die Chance, dass die Post-
Merger-Integration schnell gelingt. Daher 
sollte das Thema IT Chefsache sein.

7 Operatives Steuerungssystem – 
 Führung ermöglichen 
Um eine Organisation zielgerichtet steu-
ern zu können, müssen Führungs- und 
Steuerungssysteme implementiert wer-

den. Dabei ist die Führungskultur an der 
Philosophie des neuen Hauses auszurich-
ten. Wichtig ist es dabei, Transparenz in 
die Struktur zu bringen, eine klare Aufga-
benabgrenzung herauszubilden und Ko-
operationspunkte zu defi nieren.

Das interne Steuerungssystem einer Orga-
nisation umfasst dabei immer drei Kom-
ponenten:
∙   Ziele beziehungsweise Zielverein-

barungen
∙   Management Reporting, Berichtswesen
∙   Maßnahmen zur Zielerreichung 

einleiten – Steuern

Das interne Steuerungssystem sollte zum 
Inkrafttreten der Fusion voll funktionsfä-
hig sein. Dieses Instrumentarium ist für 
die Fehleranalyse und Steuerung unver-
zichtbar. Das Planungs- und Steuerungs-
system muss nicht nur der Philosophie 
des neuen Trägers entsprechen, es muss 
auch an die Organisationsform angepasst 
werden. Es gilt dabei die Faustformel: Je 
dezentraler die Organisation, desto stär-
ker und besser ausgebaut muss das ope-
rative Steuerungssystem sein (Chandler, 
„Structure follows Strategy“).

Mit einem systematischen, kontinuierli-
chen Reporting muss die Zielerreichung 
verfolgt werden. Das Reporting muss alle 
Bereiche der Organisation umfassen. Es hat 
die Aufgabe, den Verantwortlichen die füh-
rungsrelevanten Informationen rechtzeitig 
zur Verfügung zu stellen. Nur so kann auf 
Abweichungen zeitnah reagiert werden.

Bestandteil eines operativen Führungssys-
tems sind die Delegation und das Dezen-
tralisieren von Verantwortung. Je größer 
eine Organisation wird, desto wichtiger ist 
eine Aufgabendelegation, um Führungs-
kräfte von Fachaufgaben zu entlasten und 
Freiraum für die Kernaufgabe „Führung“ 
zu schaff en. Dies muss allerdings einher-
gehen mit der klaren Zuweisung von Ver-
antwortung für die Ziele. Hierbei sind die 
Informationspfade, Berichtsinhalte und 
Berichtspfl ichten klar zu defi nieren.Abbildung 7: Steuerungsregelkreis in Horváth & Partners
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„Je größer eine Organisation wird, desto wichtiger ist eine Aufgabendelegation, um Führungs-
krä� e von Fachaufgaben zu entlasten und Freiraum für die Kernaufgabe ‚Führung‘ zu scha� en.“
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durch methodisches Know-how (zum Bei-
spiel Externe) begleitet, so wird durch er-
folgreiche Problemlösung das Zusammen-
wachsen auf der Fachebene eingeleitet. 

Themen für Facharbeitsgruppen sind zum 
Beispiel:
∙   Umlage
∙   Lastenausgleich
∙   Gefahrtarif
∙   Kataster
∙   Anlagestrategie für die Rücklage
∙   Qualitätsstandards (zum Beispiel Prä-

vention, Rehabilitation, Ausbildung)

Auch die Facharbeitsgruppen sollten in 
die Projektorganisation eingebunden sein 
und von Personen aus der zukünftigen 
Führungsstruktur geleitet werden.

9 Zusammenfassung
Die Gestaltung von Fusionen ist aktuell ei-
ne der wesentlichen Herausforderungen 
für die Unfallversicherungsträger. Das Un-
fallversicherungsmodernisierungsgesetz 
(UVMG) enthält im Gesetzentwurf vom 
Mai 2008 als Zielzahl bis zum 31. Dezember 
2009 die Zahl von neun gewerblichen Be-
rufsgenossenschaften. Auch im Bereich der 
bundes- und landesunmittelbaren Träger 
der öff entlichen Hand soll die Möglichkeit 
von Fusionen geprüft werden. Eine Reihe 
von Fusionsprozessen ist bereits gestartet, 
andere stehen kurz vor dem Beginn. 

Die Einführung eines integrierten Pla-
nungs- und Budgetierungssystems ist 
ein weiterer Baustein für das operative 
Steuerungssystem des neuen Hauses. 22

Ein solches System hat mehrere Vorteile:
Die Budgetierung führt Fach- und Res-
sourcenverantwortung zusammen und 
verknüpft die Ressourcen- und die 
Kennzahlenplanung. Die Budgetierung 
ist damit die Basis für eine dezentrale 
Steuerung. Sie ermöglicht die outputori-
entierte Steuerung mit Hilfe der Kosten- 
und Leistungsrechnung. 23

8 Fachthemen – die „harten 
 Themen“ der Fusion
Bisher wurde beschrieben, wie die „wei-
chen Themen“ zu Erfolgsfaktoren für ei-
ne Fusion werden können. Das bedeutet 
nicht, dass die harten Fakten, die eigentli-
chen Themen der Prävention, Rehabilitati-
on und Entschädigung, zu vernachlässigen 
sind. Ganz im Gegenteil: Sie können ent-
scheidend zum Gelingen einer Fusion bei-
tragen. Wie kann das erreicht werden?

Themen, die nicht bereits durch den Fusi-
onsvertrag geregelt wurden, müssen durch 
Facharbeitsgruppen erarbeitet werden. 
Das ist das erste Zusammenarbeiten von 
Mitarbeitern der Fusionspartner. Hier wer-
den Fakten für die täglichen Aufgaben ge-
schaff en. Wird diese erste Zusammenarbeit 
von der Geschäftsleitung unterstützt und 

Der vorliegende Aufsatz hat das Ziel, den 
Fusionsprozess von Unfallversicherungs-
trägern systematisch zu beschreiben. Er 
soll eine Hilfestellung bei der Planung 
und Durchführung von Fusionen geben. 
Es werden Parameter zur erfolgreichen 
Gestaltung von Fusionsprozessen vorge-
stellt. Dabei wurde der Schwerpunkt auf 
die Umsetzung der Fusion gelegt und hier-
bei wurden die Themenfelder Steuerung 
und Organisation in den Mittelpunkt ge-
stellt. Daneben nehmen das Projekt- und  
das Veränderungsmanagement einen be-
sonderen Schwerpunkt ein. Nur wenn die 
Fusion in einer Projektstruktur mit einem 
hohen Maß an Professionalität durchge-
führt wird, wird sie erfolgreich sein. 

Der Aufsatz orientiert sich an einem gängi-
gen Phasenmodell für Fusionen, das
∙  eine Pre-Merger-Phase 

(vor Fusionsbeschluss), 
∙   eine Merger-Phase (ab Fusionsbe-

schluss bis zirka 1 bis 1,5 Jahre nach 
Inkraft treten der Fusion) und 

∙   eine Post-Merger-Phase (ab 1 bis 1,5 
Jahre nach der Fusion) beschreibt. ▸ 

Abbildung 8: Zeitplan der Fusion (beispielha� )
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*
22 Homann Verwaltungscontrolling, 
 2005, S. 150 � .

23 Schwarting E�  zienz in der 
 Kommunalverwaltung, 2005, S. 179 � .
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 kommen“, Huber, Andreas; Jansen, Stephan A.; Plamper, H. (Hrsg.): „Public Merger – 
 Strategien für Fusionen im ö� entlichen Sektor – Wiesbaden 2004, S. 139–162 

 Stellermann, Rolf; Müller, Thomas; Plank, Alexander: „Erfolgsfaktoren von Fusionen im 
 ö� entlichen Sektor“, Hamburg 2006

 Stellermann, Rolf; Müller, Thomas; Werner, Henning: „Die erfolgreiche Fusion der Verwaltung“, 
 Hamburg 2006

Die einzelnen im Artikel beschriebenen 
Gestaltungsparameter werden in der Pro-
jektstruktur nicht sequenziell, sondern 
parallel bearbeitet. In der abschließen-
den Abbildung 8 werden die beschriebe-
nen Gestaltungsparameter daher über 
die Phasen der Fusion in einem Projekt-
plan idealtypisch dargestellt. Die Umset-
zung der beschriebenen Themen kann 
sich über einige Jahre hinziehen, bis die 

Fusion dann tatsächlich als abgeschlos-
sen gelten kann. Bei der Umsetzung sollte 
die Möglichkeit vorgesehen werden, die 
ursprünglichen konzeptionellen Vorstel-
lungen zu überprüfen und gegebenen-
falls anzupassen: Auch bei der besten 
Planung, Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Fusion wird es zu Beginn noch 
Reibungsverluste und Problemlösungs-
bedarf geben. ●
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Kein Unfallversicherungsschutz für einen Verkehrsteilnehmer, der sich mit seinem Fahrrad auf dem Weg von seiner Arbeitsstelle 
nach Hause be� ndet und sein Fahrrad quer vor einen Pkw stellt, um den Fahrer des Pkw auf dessen Fahrweise anzusprechen.

Streitig war die Anerkennung eines Wegeunfalls. Der Kläger 
(Kl.) hatte sich mit dem Fahrrad auf dem Weg von seiner Ar-
beitsstelle nach Hause befunden. Hierbei fühlte er sich von 
einem anderen Verkehrsteilnehmer, der mit einem Pkw unter-
wegs war, bedrängt und gefährdet. Als dieser Pkw verkehrs-
bedingt anhalten musste, wurde er vom Kl. eingeholt. Der Kl. 
stellte sein Fahrrad quer vor den Pkw und wollte den Fahrer 
des Pkw auf dessen Fahrweise ansprechen. Nachdem Fah-
rer und Beifahrer ausgestiegen waren, setzte sich der Pkw 
offenbar aufgrund einer nicht angezogenen Handbremse 
führerlos in Bewegung und erfasste das Fahrrad des Kl. Das 
Fahrrad verkeilte sich am Fahrzeug, hierbei wurde der Kl. ein-
geklemmt, fi el auf die Fahrbahn und wurde verletzt.

Nach Auff assung des LSG liegt kein Arbeitsunfall vor, weil die 
Verrichtung des Kl. zur Zeit des Unfallereignisses – Aufenthalt 
mit dem Fahrrad quer vor dem Pkw stehend – nicht im sachli-
chen Zusammenhang mit seiner Beschäftigung gestanden habe. 

Streitig waren Übergangsleistungen aufgrund einer aner-Streitig waren Übergangsleistungen aufgrund einer aner-
kannten Berufskrankheit nach Nr. 2301 der Anl. 1 zur BKV kannten Berufskrankheit nach Nr. 2301 der Anl. 1 zur BKV 
(Lärmschwerhörigkeit).(Lärmschwerhörigkeit).

Ein Elektromonteur war während seiner Arbeit lärmgefähr-Ein Elektromonteur war während seiner Arbeit lärmgefähr-
det. Erst nach der Aufgabe seiner Berufstätigkeit im Jahr 1996 det. Erst nach der Aufgabe seiner Berufstätigkeit im Jahr 1996 
erfuhr die zuständige BG von seiner Schwerhörigkeit. 1998 er-erfuhr die zuständige BG von seiner Schwerhörigkeit. 1998 er-
kannte sie die Lärmschwerhörigkeit als Berufskrankheit an. kannte sie die Lärmschwerhörigkeit als Berufskrankheit an. 
Wegen der geringen Minderung der Erwerbsfähigkeit vernein-Wegen der geringen Minderung der Erwerbsfähigkeit vernein-
te sie jedoch einen Rentenanspruch. Den im Jahr 2001 gestell-te sie jedoch einen Rentenanspruch. Den im Jahr 2001 gestell-
ten Antrag des Klägers auf Übergangsleistungen lehnte die ten Antrag des Klägers auf Übergangsleistungen lehnte die 
BG ab. Der ehemalige Elektromonteur habe seine Tätigkeit BG ab. Der ehemalige Elektromonteur habe seine Tätigkeit 
nicht wegen der Lärmschwerhörigkeit beenden müssen. Eine nicht wegen der Lärmschwerhörigkeit beenden müssen. Eine 

(Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 
6 . 10 . 2009 – L 3 U 103 / 07 –, UV-Recht Aktuell 
002 / 2010, S. 74–80)

(Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen 
vom 29 . 9 . 2009 – L 15 U 298 / 08 –, UV-Recht Aktuell 
022 / 2009, S. 1405–1410)

§ Verschlimmerung der Erkrankung wäre durch Gehörschutz 
vermeidbar gewesen. Nach Ansicht des jetzt 67-Jährigen sei 
hingegen aufgrund der erforderlichen Verständigung auf den 
Baustellen Gehörschutz ausgeschlossen gewesen.

Das LSG widersprach dem Kläger. Bereits 1995 habe es Gehör-
schutz gegeben, der Sprachverständlichkeit trotz Schallschutz 
ermögliche. Eine individuell angepasste Otoplastik (speziell 
dem Gehörgang angepasster Gehörschutz) bewirke im Ge-
gensatz zu einem Konfektionsgehörschützer eine große Däm-
mung in den niedrigen Frequenzen. Hierdurch könne sogar 
eine Verbesserung der Sprachverständlichkeit herbeigeführt 
werden. Der BG könne auch nicht vorgehalten werden, dass 
sie dem Kläger eine entsprechende Versorgung während sei-
ner Tätigkeit nicht angeboten habe. Schließlich habe sie erst 
nach der Aufgabe der Berufstätigkeit von der Lärmschwer-
hörigkeit erfahren.

§ Die Handlungstendenz des Kl. sei davon geprägt gewesen, den 
anderen Verkehrsteilnehmer zur Rede zu stellen und an einer 
Weiterfahrt zu hindern, und dies insbesondere deshalb, weil 
der Kl. die Absicht gehabt hätte, die Polizei zu rufen, um eine 
„Ahndung der Verkehrsverstöße“ des anderen Verkehrsteilneh-
mers herbeizuführen. Ein solches die Feststellung einer Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit bezweckendes Vorgehen habe nichts 
mehr mit der versicherten Tätigkeit des Kl. zu tun und sei dem 
unversicherten persönlichen Lebensbereich zuzurechnen.

Der Versicherungsschutz sei auch nicht unter dem Gesichts-
punkt einer geringfügigen Unterbrechung aufrechterhalten 
worden. Die vom Kl. vorgenommene Richtungsänderung, 
nämlich das Blockieren eines anderen Verkehrsteilnehmers 
mit seinem Fahrrad in der beschriebenen Art und Weise, ha-
be schon räumlich eine deutliche Zäsur bewirkt, weil sich 
der Kl. in diesem Moment mit seinem Fahrrad bereits nicht 
mehr in der eigentlichen Fahrtrichtung befunden habe. Die 
vom Kl. mit dieser Maßnahme nach seinem eigenen Bekun-
den gewünschte Maßregelung und Beweissicherung durch 
die Polizei habe weder nach objektiver noch subjektiver Ein-
schätzung „nebenbei“ erledigt werden können.

Versicherungsschutz

Keine Übergangsleistung wegen Arbeitsaufgabe für einen lärmgeschädigten Elektromonteur, wenn eine Verschlimmerung 
der Lärmschwerhörigkeit durch geeigneten Gehörschutz hätte vermieden werden können.

Lärmschwerhörigkeit

Kontakt: Dr. Horst Jungfleisch, E-Mail: horst.jungfleisch@dguv.de 
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Online-Portale zur Gesundheitsförderung
Die Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung (BZgA) erweitert ihr Internet-
angebot im Bereich der Gesundheitsför-
derung. Die Portale „Wegweiser Gesund-
heitsförderung“ und „Leitbegriffe der 
Gesundheitsförderung“ helfen den in der 
Prävention tätigen Fachkräften in Betrie-
ben, Beratungsstellen und Gesundheits-

berufen, indem sie einen Überblick über 
wichtige Träger und Akteure geben sowie 
Fachbegriffe der Gesundheitsförderung 
erläutern.

!
 www.bzga.de / leitbegri� e
 www.bzga.de / wegweiser

Infos zur gesetzlichen Unfallversicherung 
Die 80-seitige Broschüre der Vereinigten 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di „Ge-
setzliche Unfallversicherung – Strukturen,

Leistungen, Selbstverwaltung“ erklärt Ar-
beitnehmern, was die gesetzliche Unfall-
versicherung macht und wie sie organisiert 
ist. Zudem regt die Broschüre zur ehren-
amtlichen Mitarbeit an. Die Publikation 
kann zu einem Stückpreis von zwei Euro 
zuzüglich Versandkosten bestellt werden.

Neue Broschüre zum Radverkehr
In der Broschüre „Alle im Blick – Regelungen zum 
Radverkehr“ beantwortet der Deutsche Verkehrssi-
cherheitsrat (DVR) Fragen zum sicheren Radverkehr. 
Die Broschüre berücksichtigt die im September 2009 
geänderten Verordnungen und gibt Hinweise, die 
auch das Verhalten von Autofahrern, Fußgängern und 
Inline-Skatern betreffen. Die Publikation wurde 
in Kooperation mit der Präventionskampagne „Risiko 
raus!“ und weiteren Partnern entwickelt. Sie kann bei 
der zuständigen Unfallkasse oder über die Internetsei-
te von „Risiko raus!“ kostenlos angefordert werden.

!
 www.risiko-raus.de > Themen > Fahrradunfälle

!
 www.sopo.verdi.de > Publikationen > 
 sopo spezial
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SPERIAN PROTECTION Deutschland GmbH & Co. KG
Postfach 11 11 65 – D-23521 Lübeck
Tel.: +49(0)451/70274-0
Fax: +49(0)451/798058
infogermany@sperianprotection.com
www.sperianprotection.eu

„Eine Arbeitsschutzbrille im neuesten modischen Design trägt 
man einfach gerne. Für mich die schönste Art, die Sicherheits-
bestimmungen einzuhalten.“ Britta, Montagetechnikerin
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KO M F O RT

G E S U N D H E I T

S I C H E R H E I T

Bata Industrials Europe • Postfach 10050 • 5680 DB Best • Die Niederlande • Telefon: +31 (0)499 - 362 911 • Fax: +31 (0)499 - 362 962
E-mail: info@bata.nl • www.bataindustrials.com

F O OT W E A R  B E YO N D S A F E T Y

Moderne Facharbeiter wollen mehr als nur Sicherheit an Ihren Füßen. Sie wollen 

einen Schuh, der gut aussieht, bequem ist und die Füße bei der Arbeit fit hält. 

Vor allem Letzteres wissen auch die Arbeitgeber zu schätzen. Deshalb steht bei 

Bata Industrials das Erlebnis des Benutzers im Mittelpunkt. Seine Wünsche und 

Bedürfnisse bestimmen unsere täglichen Bemühungen im Bereich Forschung, 

Entwicklung und Design und spornen uns zu Leistungen an, die die geltenden 

Normen bei Weitem überschreiten. Weiter in Bezug auf die Schutzeigenschaften.

Weiter in Bezug auf den Halt. Und weiter in Hinblick auf Paßform und Tragekomfort. 

Man merkt kaum noch, dass man Sicherheitsschuhe trägt. So steht jeder Schuh von 

Bata Industrials für „Footwear beyond Safety”, ein Versprechen, das bis ins kleinste 

Detail eingehalten wird.
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